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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 23. —— 


(Nr. 9468.) Landgemeindeordnung für die ſieben öſtlichen Provinzen der Monarchie. Vom 
3. Juli 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für die Provinzen 
Oſtpreußen, Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien und Sachſen, 
was folgt: 


Erſter Titel. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


Nb 
Die gegenwärtige Landgemeindeordnung findet in den Provinzen Oſtpreußen, 
Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien und Sachſen hinſichtlich 
der Landgemeinden und ſelbſtändigen Gutsbezirke Anwendung. 
Landgemeinden kann die Annahme der Städteordnung und Stadtgemeinden 
die Annahme der Landgemeindeordnung auf ihren Antrag nach Anhörung des 
Kreistages und Provinziallandtages durch Königliche Verordnung geſtattet werden. 


$. 2. 

Die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes vorhandenen Landgemeinden 
und Gutsbezirke bleiben in ihrer bisherigen Begrenzung unter den nachfolgenden 
Maßgaben beſtehen: 

1) Grundſtücke, welche noch keinem Gemeinde- oder Gutsbezirke angehören, 
ſind, ſofern nicht ihre Eingemeindung in einen Stadtbezirk geeignet 
erſcheint, nach Vernehmung der Betheiligten durch Beſchluß des Kreis⸗ 
ausſchuſſes mit einer Landgemeinde oder einem Gutsbezirke zu vereinigen. 
Aus ſolchen Grundſtücken kann, ſoweit dies nach ihrem Umfange und 
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ihrer Leiſtungsfähigkeit angezeigt erſcheint, mit Königlicher Genehmigung 
ein beſonderer Gemeinde- oder Gutsbezirk gebildet werden. 

2) Landgemeinden und Gutsbezirke, welche ihre öffentlich-rechtlichen Ver⸗ 
pflichtungen zu erfüllen außer Stande ſind, können durch Königliche 
Anordnung aufgelöſt werden. Die Regelung der kommunalen Ver⸗ 
hältniſſe der Grundſtücke derſelben erfolgt nach Maßgabe der Vor⸗ 
ſchriften in Nr. 1. 


3) Landgemeinden und Gutsbezirke können mit anderen Gemeinde— oder 
Gutsbezirken nach Anhörung der betheiligten Gemeinden und Guts— 
beſitzer ſowie des Kreisausſchuſſes mit Königlicher Genehmigung ver⸗ 
einigt werden, wenn die Betheiligten hiermit einverſtanden ſind. Wenn 
ein Einverſtändniß der Betheiligten nicht zu erzielen iſt, ſo iſt die Zu⸗ 
ſtimmung derſelben, ſofern das öffentliche Intereſſe dies erheiſcht, im 
Beſchlußverfahren durch den Kreisausſchuß zu erſetzen. Gegen den auf 
Beſchwerde ergehenden Beſchluß des Bezirksausſchuſſes ſteht den Be⸗ 
theiligten und nach Maßgabe des F. 123 des Geſetzes über die all⸗ 
gemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz Samml. S. 195) 
dem Vorſitzenden des Bezirksausſchuſſes die weitere Beſchwerde an den 
Provinzialrath zu. Erachtet der Oberpräſident das öffentliche Intereſſe 
durch den Beſchluß des Provinzialraths für gefährdet, ſo ſteht dem⸗ 
ſelben in der gleichen Weiſe ($. 123 a. a. O.) die Beſchwerde an das 
Staatsminiſterium offen. Der mit Gründen zu verſehende Beſchluß 
des Staatsminiſteriums iſt dem Oberpräſidenten behufs Zuſtellung an 
die Betheiligten zuzufertigen. Unter den gleichen Vorausſetzungen und 
in der gleichen Weiſe können Gutsbezirke in Landgemeinden und Land— 
gemeinden in Gutsbezirke durch Königlichen Erlaß umgewandelt werden. 

Wird eine leiſtungsunfähige Gemeinde einem leiſtungsfähigen Guts⸗ 
bezirk zugelegt, fo bleibt letzterer als ſolcher beſtehen, ſofern der Guts⸗ 
beſitzer dies beantragt. 

4) Die Abtrennung einzelner Theile von einem Gemeinde- oder Gutsbezirke 
und deren Vereinigung mit einem anderen Gemeinde- oder Gutsbezirke 
kann, wenn die betheiligten Gemeinden und Gutsbeſitzer ſowie die 
Beſitzer der betreffenden Grundſtücke einwilligen, oder wenn beim 
Widerſpruche Betheiligter das öffentliche Intereſſe es erheiſcht, durch 
Beſchluß des Kreisausſchuſſes erfolgen. Gegen den auf Beſchwerde 
ergehenden Beſchluß des Bezirksausſchuſſes ſteht den Betheiligten und 
dem Vorſitzenden des Bezirksausſchuſſes die weitere Beſchwerde an den 
Provinzialrath, und gegen den Beſchluß des Provinzialraths dem Ober⸗ 
präſidenten die fernere Beſchwerde an das Staatsminiſterium nach 
Maßgabe der Nr. 3 offen. Soll aus den abgetrennten Grundſtücken 
ein neuer Gemeinde- oder Gutsbezirk gebildet werden, fo iſt die Königliche 
Genehmigung erforderlich. 


5) Ein öffentliches Intereſſe im Sinne der Nr. 3 und 4 iſt nur dann 
als vorliegend anzuſehen, 

a) wenn Landgemeinden oder Gutsbezirke ihre öffentlich ⸗ rechtlichen 
Verpflichtungen zu erfüllen außer Stande ſind. 

Bei Beurtheilung dieſer Frage ſind Zuwendungen, welche 
Gemeinden und Gutsbezirken vom Staate oder größeren Kom— 
munalverbänden zuſtehen, nicht als beſtimmend zu erachten, 
wenn die Zerſplitterung eines Gutsbezirks oder die Bildung von 
Kolonien in einem Gutsbezirke die Abtrennung einzelner Theile 
deſſelben oder deſſen Umwandlung in eine Landgemeinde oder 
deſſen Zuſchlagung zu einer oder mehreren Landgemeinden noth—⸗ 
wendig macht, 
wenn in Folge örtlich verbundener Lage mehrerer Landgemeinden 
oder von Gutsbezirken oder Theilen derſelben mit Landgemeinden 
ein erheblicher Widerſtreit der kommunalen Intereſſen entſtanden 
iſt, deſſen Ausgleichung auch durch Bildung von Verbänden im 
Sinne der $$. 128 ff. nicht zu erreichen iſt. 

6) Die vorſtehenden Beſtimmungen finden in den Fällen, in welchen es 
ſich um die Vereinigung einer Landgemeinde oder eines Gutsbezirks 
mit einer Stadtgemeinde, um die Abtrennung einzelner Theile von 
einem Stadtbezirke und deren Vereinigung mit einem Landgemeinde⸗ 
oder Gutsbezirke, ſowie um die Abtrennung einzelner Theile von 
einem Landgemeinde- oder Gutsbezirke und deren Vereinigung mit 
einem Stadtbezirke handelt, ſinngemäße Anwendung mit der Maßgabe, 
daß an die Stelle der Beſchlußfaſſung des Kreisausſchuſſes nach er- 
fordertem Gutachten des Kreistages die Beſchlußfaſſung des Bezirks— 
ausſchuſſes tritt. 


7) In den vorſtehend bezeichneten, der Königlichen Genehmigung unter⸗ 
liegenden Fällen iſt vor deren Erwirkung der Beſchluß des Kreis— 
ausſchuſſes, des Bezirksausſchuſſes oder des Provinzialraths, ſowie 
das Gutachten des Kreistages den Betheiligten mitzutheilen. 

8) Jede Bezirksveränderung iſt durch das Regierungsamtsblatt zu ver- 
öffentlichen. 


b 


— 


© 
— 


$. 3. 


Ueber die in Folge einer Veränderung der Grenzen der Landgemeinden 


und Gutsbezirke nothwendig werdende Auseinanderſetzung zwiſchen den Betheiligten 
beſchließt der Kreisausſchuß, ſoweit aber hierbei Stadtgemeinden in Betracht 
kommen, der Bezirksausſchuß, vorbehaltlich der den Betheiligten gegen einander 
zuſtehenden Klage im Verwaltungsſtreitverfahren bei dieſen Behörden. 


Bei dieſer Auseinanderſetzung ſind erforderlichenfalls Beſtimmungen zur 


Ausgleichung der öffentlich- rechtlichen Intereſſen der Betheiligten zu treffen. 
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Insbeſondere können einzelne Betheiligte im Verhältniß zu anderen Betheiligten, 
welche für gewiſſe kommunale Zwecke bereits vor der Vereinigung für ſich allein 
Fürſorge getroffen haben, oder ſolche Betheiligte, welche vorwiegend Laſten in 
die neue Gemeinſchaft bringen, zu Vorausleiſtungen verpflichtet werden. Auch 
kann, wenn eine Gemeinde oder der Beſitzer eines Gutsbezirks durch die Ab⸗ 
trennung von Grundſtücken eine Erleichterung in öffentlich » rechtlichen Ver⸗ 
pflichtungen erfährt, der Gemeinde, welcher, oder dem Gutsbezirke, welchem jene 
Grundſtücke einverleibt werden, ferner der neuen Gemeinde oder dem neuen 
Gutsbezirk, welche aus letzteren gebildet werden, eine Beihülfe zu den ihnen 
durch die Bezirksveränderung erwachſenden Ausgaben bis zur Höhe des der 
anderen Gemeinde oder dem Gutsbeſitzer dadurch entſtehenden Vortheils zugebilligt 
werden. Im Falle der Vereinigung von Gemeinden geht das Vermögen der- 
ſelben auf die neugebildete Gemeinde über. 


§. 4. 

Streitigkeiten über die beſtehenden Grenzen der Gemeinde- und Gutsbezirke, 
ſowie über die Eigenſchaft einer Ortſchaft als Landgemeinde, oder eines Gutes als 
ſelbſtändigen Gutsbezirks unterliegen der Entſcheidung des Kreisausſchuſſes, ſoweit 
hierbei Stadtgemeinden in Betracht kommen, des Bezirksausſchuſſes. 

Dieſe Behörden beſchließen vorläufig über die im erſten Abſatze bezeichneten 
Angelegenheiten, ſofern das öffentliche Intereſſe es erheiſcht. Bei dem Beſchluſſe 
en es bis zur rechtskräftigen Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren ſein 

ewenden. 


Zweiter Titel. 
Landgemeinden. 


Erſter Abſchnitt. 
Rechtliche Stellung der Landgemeinden. 


$. 5. 
Landgemeinden find öffentliche Körperſchaften; es ſteht ihnen das Recht der 
Selbſtverwaltung ihrer Angelegenheiten nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu. 


$. 6. 

Die Landgemeinden find zum Exlaſſe beſonderer ſtatutariſcher Anordnungen 
über ſolche Angelegenheiten der Gemeinde, hinſichtlich deren das Geſetz Verſchieden— 
heiten geſtattet oder auf ortsſtatutariſche Regelung verweiſt, ſowie über ſolche 
Angelegenheiten, deren Gegenſtand nicht durch Geſetz geregelt iſt, befugt. 

Die ſtatutariſchen Anordnungen bedürfen der Genehmigung des Kreis- 
ausſchuſſes. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Gemeindeangehörige, deren Rechte und Pflichten. 


§. 7. 

Angehörige der Landgemeinde ſind mit Ausnahme der nicht angeſeſſenen 
ſervisberechtigten Militärperſonen des aktiven Dienſtſtandes diejenigen, welche inner- 
halb des Gemeindebezirks einen Wohnſitz haben. 

Einen Wohnſitz im Sinne dieſes Geſetzes hat Jemand an dem Orte, an 
welchem er eine Wohnung unter Umſtänden inne hat, die auf die Abſicht dauernder 
Beibehaltung einer ſolchen ſchließen laſſen. 


$. 8. 

Die Gemeindeangehörigen ſind zur Mitbenutzung der öffentlichen Einrichtungen 
und Anſtalten der Gemeinde nach Maßgabe der für dieſelben beſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen berechtigt und zur Theilnahme an den Gemeindeabgaben und Laſten 
nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes verpflichtet. 


$. 9. 

Auf Beſchwerden und Einſprüche, betreffend das Recht der Mitbenutzung der 
öffentlichen Gemeindeanſtalten, beſchließt der Gemeindevorſteher (Gemeindevorſtand). 

Gegen den Beſchluß findet die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. 
Die Beſchwerden und die Einſprüche ſowie die Klage haben keine aufſchiebende 
Wirkung. 

$. 10. 

Soweit die Einnahmen aus dem Gemeindevermögen nicht hinreichen, um 
die durch das Bedürfniß und die Verpflichtungen der Gemeinde erforderten Geld- 
mittel zu beſchaffen, kann deren Aufbringung durch direkte oder indirekte Gemeinde⸗ 
abgaben erfolgen. 

3 

Die Vertheilung der auf das Einkommen gelegten direkten Gemeinde⸗ 
abgaben darf nach keinem anderen Maßſtabe als nach dem Verhältniſſe der von 
den Gemeindeangehörigen zu entrichtenden Staatseinkommenſteuer, und zwar nur 
durch Zuſchläge zu der letzteren erfolgen. Den Gemeinden verbleibt die Befugniß, 
die Erhebung beſonderer direkter Gemeindeabgaben nach dem Geſetze, betreffend 
Ergänzung und Abänderung einiger Beſtimmungen über Erhebung der auf das 
Einkommen gelegten direkten Kommunalabgaben, vom 27. Juli 1885 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 327) zu beſchließen. 

Sonſtige direkte Gemeindeabgaben können nur entweder als Zuſchläge zu 
den Staatsſteuern (Grund-, Gebäudeſteuer und Steuer vom Betriebe ſtehender 
Gewerbe) oder als beſondere Gemeindeabgaben vom Grundbeſitze und von dem 
Betriebe aller oder einzelner ſtehender Gewerbe erhoben werden. 
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§. 12. 


Zuſchläge zur Staatseinkommenſteuer und beſondere direkte Gemeinde— 
abgaben nach dem Geſetze vom 27. Juli 1885 dürfen nicht ohne gleichzeitige 
Heranziehung der Grund- und Gebäudeſteuer ſowie der Gewerbeſteuer oder Ein— 
führung beſonderer direkter Gemeindeabgaben vom Grundbeſitze und Gewerbe— 
betriebe erhoben werden. Ebenſo dürfen Zuſchläge zur Grund- und Gebäude— 
ſteuer ſowie zur Gewerbeſteuer oder beſondere direkte Gemeindeabgaben vom 
Grundbeſitze und Gewerbebetriebe nicht ohne gleichzeitige Heranziehung der Stants- 
einkommenſteuer erhoben werden. 

Die Heranziehung der einzelnen Steuergattungen nach verſchiedenen Prozent⸗ 
ſätzen iſt zuläſſig. Die Grund- und Gebäudeſteuer ſowie die drei oberſten Klaſſen 
der Steuer vom Betriebe ſtehender Gewerbe find jedoch bei der Gemeinde— 
beſteuerung mindeſtens mit der Hälfte und höchſtens mit dem vollen Betrage 
desjenigen Prozentſatzes heranzuziehen, mit welchem die Staatseinkommenſteuer 
belaſtet wird. 

Im Falle der Erhebung beſonderer Gemeindeabgaben vom Grundbeſitze iſt 
deren Prozentverhältniß zur Staats-Grund- und Gebäudeſteuer der Vertheilung 
der Gemeindeabgaben nach den vorſtehenden Beſtimmungen zum Grunde zu legen. 

Ausgeſchloſſen von der Heranziehung bleibt die Steuer vom Gewerbe 
betriebe im Umherziehen. 

Bis zum 1. April 1893 treten an Stelle der drei erſten Klaſſen der 
Gewerbeſteuer in Abſatz 2 die Klaſſen AT und AIT der ſeitherigen Gewerbeſteuer. 


9. 13. 


Gemeindeabgabepflichtige mit einem Einkommen von nicht mehr als 
900 Mark können zu den Gemeindeabgaben herangezogen, jedoch unter Zu— 
ſtimmung des Kreisausſchuſſes davon ganz freigelaſſen oder dazu mit einem 
geringeren Prozentſatze als Perſonen mit einem höheren Einkommen herangezogen 
werden. Die Freilaſſung der Gemeindeabgabepflichtigen von Gemeindeabgaben 
muß erfolgen, wenn dieſelben im Wege der öffentlichen Armenpflege eine fort— 
laufende Unterſtützung erhalten. 

Soweit hiernach eine Heranziehung von Perſonen mit einem Einkommen 
von nicht mehr als 900 Mark ſtattfindet, erfolgt deren Veranlagung zu den auf 
das Einkommen gelegten direkten Gemeindeabgaben auf Grund nachſtehender 
fingirter Steuerſätze: 

bei einem Jahreseinkommen bis einſchließlich 420 Mark beträgt die 
Jahresſteuer Prozent des ermittelten ſteuerpflichtigen Einkommens 
bis zum Höchſtbetrage von 1,20 Mark, 

bei einem Jahreseinkommen von mehr als 420 Mark bis 660 Mark 
beträgt die Jahresſteuer 2,0 Mark und bei einem ſolchen von mehr 
als 660 Mark bis 900 Mark beträgt dieſelbe 4 Mark. 
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F. 14. 

Sofern es ſich um Gemeindeeinrichtungen handelt, welche in beſonders 
hervorragendem oder in beſonders geringem Maße einem einzelnen Theile oder 
einzelnen abgeſondert belegenen Grundſtücken des Gemeindebezirks oder einer ein— 
zelnen Klaſſe von Gemeindeangehörigen zu Statten kommen, kann von der Ge— 
meinde eine Mehr- oder Minderbelaſtung des betreffenden Theiles des Gemeinde— 
bezirks oder der betreffenden Klaſſe von Gemeindeangehörigen in Anſehung des 
zur Herſtellung und Unterhaltung ſolcher Einrichtungen erforderlichen Bedarfes 
nach Abzug des etwaigen Ertrages derſelben beſchloſſen werden. 


$. 15. 

Die Landgemeinden find zur Erhebung indirekter Gemeindeabgaben innerhalb 
der durch die Reichsgeſetze gezogenen Grenzen berechtigt. 

Unberührt bleibt die Beſtimmung des F. 2 Abſatz 3 des Geſetzes, betreffend 
die Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer, vom 25. Mai 1873 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 222). 

§. 16. 
Die Genehmigung des Kreisausſchuſſes iſt erforderlich: 


1) zur Erhebung von Zuſchlägen zu den direkten Staatsſteuern, wenn 
der Zuſchlag entweder 100 Prozent derſelben überſteigt oder nicht nach 
gleichen Sätzen auf die einzelnen Steuergattungen vertheilt werden ſoll, 

2) zur Erhebung beſonderer direkter Gemeindeabgaben, 

3) zu Gemeindebeſchlüſſen, durch welche beſondere direkte oder indirekte 
Gemeindeabgaben in ihren Grundſätzen verändert werden, 

4) zur Einführung indirekter Gemeindeabgaben, 

5) zur Mehr- oder Minderbelaſtung einzelner Theile des Gemeindebezirks 
oder einzelner Klaſſen der Gemeindeangehörigen. 


Nas u 

Die Landgemeinden find berechtigt, als Entgelt für die Benutzung der 
von ihnen zu öffentlichen Zwecken bereit gehaltenen Einrichtungen und Anſtalten 
und gewährten Leiſtungen eine mit Genehmigung des Kreisausſchuſſes feſtzuſetzende 
Abgabe (Gebühr) zu erheben. 

$. 18. 

Die Gemeindeabgabepflichtigen können durch Gemeindebeſchluß zur Leiſtung 
von Dienſten (Hand- und Spanndienſten) verpflichtet werden. 

Darüber, ob dieſe Dienſte in Natur zu leiſten, oder behufs Feſtſetzung 
des Leiſtungsverhältniſſes in Geld abzuſchätzen ſind, hat die Gemeindeverſammlung 
(Gemeindevertretung) Beſchluß zu faſſen. Dieſer Beſchluß unterliegt der Ge- 
nehmigung des Kreisausſchuſſes, wenn eine Umwandlung in Geld nicht für den 
einzelnen Fall, ſondern allgemein beſchloſſen wird. 
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Bei Leiſtung der Dienſte in Natur ſind die Spanndienſte ausſchließlich 
von den geſpannhaltenden Grundbeſitzern nach dem Verhältniſſe der Anzahl der 
Zugthiere, welche die Bewirthſchaftung ihres Grundeigenthums erfordert, die 
Handdienſte dagegen von ſämmtlichen Gemeindeabgabepflichtigen, ſoweit ſolche 
nicht von Naturaldienſten nach dem Geſetze befreit ſind, gleichheitlich zu leiſten. 

Ob und inwieweit hierbei den geſpannhaltenden Grundbeſitzern die ihnen 
obliegenden Spanndienſte auf das Maß der auf ſie entfallenden Handdienſte an— 
zurechnen ſind, beſtimmt ſich nach den hierüber getroffenen vertragsmäßigen oder 
ſtatutariſchen Feſtſetzungen, oder dem Herkommen. Im Zweifelsfalle wird ver- 
muthet, daß jene Beſitzer nur bei ſolchen Arbeiten, bei welchen zugleich Spann- 
dienſte vorkommen, von den Handdienſten befreit find. 

Wird die Abſchätzung der Dienſte in Geld beſchloſſen, fo erfolgt die Ver— 
theilung auf die Gemeindeabgabepflichtigen nach dem Maßſtabe der direkten Ge- 
meindeabgaben, oder, falls ſolche nicht erhoben werden, der direkten Staatsſteuern 
mit der Maßgabe, daß es letzterenfalls der Gemeinde überlaſſen bleibt, auch 
die Heranziehung der im F. 1 des Geſetzes vom 27. Juli 1885 bezeichneten Per- 
ſonengeſammtheiten, juriſtiſchen und phyſiſchen Perſonen nach einer den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes entſprechenden fingirten Veranlagung zu beſchließen. 

Abweichungen von dieſer Vertheilungsart bedürfen der Genehmigung des 
Kreisausſchuſſes. 

Die Dienſte können mit Ausnahme von Nothfällen durch taugliche Stell— 
vertreter abgeleiſtet werden. 

Zur Leiſtung von Dienften (Hand- und Spanndienſten), ſoweit nicht deren 
Abſchätzung in Geld beſchloſſen iſt, können auch die gemäß §. 13 von der Heran— 
ziehung zu den Gemeindeabgaben ganz oder theilweiſe freigelaſſenen Gemeinde— 
abgabepflichtigen nach Maßgabe der Beſtimmung des Abſatzes 3 herangezogen 
werden. 


§. 19. 

In Anſehung der Aufbringung der Gemeindeabgaben und Dienſte ſteht 
aus Gründen des öffentlichen Intereſſes gegen den auf Beſchwerde ergehenden 
Beſchluß des Bezirksausſchuſſes dem Vorſitzenden des letzteren die Einlegung der 
weiteren Beſchwerde an die Miniſter des Innern und der Finanzen zu. Hierbei 
finden die Beſtimmungen des F. 123 des Geſetzes über die allgemeine Landes— 
verwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz-Samml. S. 195) Anwendung. 

Die Genehmigung von Gemeindebeſchlüſſen, durch welche beſondere direkte 
oder indirekte Gemeindeabgaben neu eingeführt oder in ihren Grundſätzen ver— 
ändert werden, bedarf der Zuſtimmung der Miniſter des Innern und der Finanzen. 


§. 20. 
Die Landgemeinden ſind berechtigt, über die Aufbringung der Gemeinde— 
abgaben und Dienſte Gemeindeumlageordnungen zu beſchließen, welche der Ge— 
nehmigung des Kreisausſchuſſes mit der aus dem letzten Abſatze des $. 19 folgenden 
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Maßgabe bedürfen. In denſelben können Ordnungsſtrafen gegen Zuwider— 
handlungen bis auf Höhe von zehn Mark angeordnet werden. 


§. 21. 

Wo ſolche Gemeindeumlageordnungen nicht beſtehen, haben die Land— 
gemeinden bis zum Ablaufe der erſten drei Monate des Steuerjahres über die 
Vertheilung der direkten Gemeindeabgaben Beſchluß zu faſſen. 

Kommt bis dahin ein gültiger Beſchluß nicht zu Stande, ſo werden für 
dieſes Steuerjahr die direkten Gemeindeabgaben gemäß $. 12 auf die Staats— 
einkommenſteuer unter Mitheranziehung der Grund- und Gebäudeſteuer ſowie der 
drei oberſten Klaſſen der Gewerbeſteuer in dem dort bezeichneten Mindeſtbetrage 
vertheilt. 

Der hiernach zur Anwendung gelangende Maßſtab behält auch für die 
folgenden Jahre Geltung, ſofern nicht bis zum Ablaufe der erſten drei Monate 
des Steuerjahres ein anderweiter gültiger Gemeindebeſchluß zu Stande kommt. 


§. 22. 
Den direkten perſönlichen Gemeindeabgaben unterliegen: 
J) alle Perſonen, welche in der Gemeinde ihren Wohnſitz haben, 
2) Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Berggewerk— 
ſchaften, eingetragene Genoſſenſchaften, deren Geſchäftsbetrieb über den 
Kreis ihrer Mitglieder hinausgeht, juriſtiſche Perſonen, der Staats— 
fiskus und Forenſen unter den in dem Geſetze vom 27. Juli 1885 
bezeichneten Vorausſetzungen. 
Perſonen, welche in dem Gemeindebezirke einen die Dauer von drei Monaten 
überſteigenden Aufenthalt nehmen, können gleich den Gemeindeangehörigen zu den 
Gemeindelaſten herangezogen werden. 


§. 23. 
Den auf den Grundbeſitz gelegten Gemeindeabgaben unterliegen die inner— 
halb des Gemeindebezirks belegenen Grundſtücke und Gebäude, ſoweit dieſelben 
nicht nach §. 26 von dieſen Abgaben befreit ſind. 


$. 24. 

Den vom Gewerbebetriebe zu entrichtenden Gemeindeabgaben unterliegen 
die innerhalb des Gemeindebezirks betriebenen ſtehenden Gewerbe. Erſtreckt ſich 
der Betrieb eines Gewerbes auf mehrere Gemeindebezirke, ſo erfolgt die Beſteuerung 
nach Maßgabe des auf jeden der Bezirke entfallenden Theiles des Betriebes. 


. 25. 


In Anſehung der Vermeidung von Doppelbeſteuerungen des Einkommens 
kommen die Beſtimmungen der $$. 7 bis 11 des Geſetzes vom 27. Juli 1885 
zur Anwendung. 
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§. 26. 

Die von der Staatd-Grund- und Gebäudefteuer befreiten Liegenſchaften 
und Gebäude können zu den auf den Grundbeſitz gelegten Gemeindeabgaben nur 
nach Maßgabe der Kabinetsordre vom 8. Juni 1834 (Geſetz-Samml. S. 87) 
herangezogen werden. Die Dienſtgrundſtücke der Geiſtlichen, Kirchendiener und 
Volksſchullehrer find von den Gemeindeauflagen befreit. 


§. 27, 

Die auf einem beſonderen Rechtstitel beruhenden Befreiungen einzelner Grund— 
ſtücke von den Gemeindeabgaben bleiben in ihrem bisherigen Umfange fortbeſtehen. 
Die Landgemeinden ſind jedoch berechtigt, dieſe Befreiungen durch Zahlung des 
zwanzigfachen Jahreswerthes derſelben nach dem Durchſchnitte der letzten zehn Jahre 
vor dem 1. Januar desjenigen Jahres, in welchem die Ablöſung beſchloſſen wird, 
abzulöſen. Steht ein anderer Entſchädigungsmaßſtab feſt, ſo hat es hierbei ſein 
Bewenden. 

§. 28. 

Beſitzer ſelbſtändiger Güter, welche für urſprünglich bäuerliche, zu ihren 
Gütern eingezogene, der örtlichen Lage nach aber gegenwärtig nicht mehr erkenn— 
bare Grundſtücke (wüſte Hufen) der Gemeindeabgabepflicht in einer Landgemeinde 
unterliegen, haben die von ihnen bisher entrichteten Gemeindeabgaben und Laſten 
in dem Betrage, wie derſelbe ſich in dem Durchſchnitte der letzten fünf Jahre vor 
dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſetzes unter Weglaſſung des höchſten und 
des niedrigſten Jahresbetrages berechnet, entweder fortzuleiſten oder durch Zahlung 
des zwanzigfachen Jahreswerthes dieſes Betrages abzulöſen. Im Fall des Streites 
iſt zum Zweck einer billigen Ausgleichung wie im F. 3 zu verfahren. 


§. 29. 

Die Geiſtlichen und Volksſchullehrer bleiben bezüglich ihres Dienſteinkommens, 
einſchließlich des Ruhegehaltes, von den direkten perſönlichen Gemeindeabgaben, 
ſowie von allen perſönlichen Gemeindedienſten, ſoweit dieſelben nicht auf ihnen 
gehörigen Grundſtücken laſten, befreit, Kirchendiener nur inſoweit, als ihnen ſolche 
Befreiungen bisher zugeſtanden haben. 


§. 30. 

Hinſichtlich der Heranziehung der im Dienſte befindlichen, der in den 
einſtweiligen Ruheſtand verſetzten und der penſionirten Reichsbeamten, der unmittel— 
baren und mittelbaren Staatsbeamten, der hinterbliebenen Wittwen und Waiſen 
dieſer Beamten zu den Gemeindeabgaben, ſowie hinſichtlich der neben dem Geſetze 
vom 29. Juni 1886 ſtattfindenden Gemeindebeſteuerung von Militärperſonen, 
kommen die bezüglichen Vorſchriften des Geſetzes vom 11. Juli 1822 (Geſetz-Samml. 
S. 184) in Verbindung mit der Deklaration vom 21. Januar 1829 (Geſetz-Samml. 
S. 9) und der Kabinetsordre vom 14. Mai 1832 (Geſetz-Samml. S. 145) mit 
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Ausſchluß des Schlußſatzes des $. 8 des erſterwähnten Geſetzes und des auf dieſen 
Schlußſatz bezüglichen Theiles der zuletzt erwähnten Kabinetsordre zur Anwendung. 
Im Uebrigen bewendet es wegen der Heranziehung von Militärperſonen zu Abgaben 
für Gemeindezwecke bei den Beſtimmungen des Geſetzes vom 29. Juni 1886 
(Geſetz-Samml. S. 181). 

Die Beamten und Militärperſonen ſind von perſönlichen Gemeindedienſten 
frei. Sind ſie jedoch Beſitzer von Grundſtücken oder betreiben ſie ein ſtehendes 
Gewerbe, ſo haben ſie die mit dieſem Grundbeſitze oder Gewerbe verbundenen 
Dienſte entweder ſelbſt oder durch Stellvertreter zu leiſten. 


F. 31. 
Alle übrigen perſönlichen Befreiungen ſind aufgehoben. 
§. 32. 

Von Verbrauchsabgaben bleiben nur Militärſpeiſeeinrichtungen und ähnliche 

Militäranſtalten in dem bisherigen Umfange befreit. 
$. 33. 
Die Abgabepflicht beginnt und erliſcht, ſoweit es ſich um Zuſchläge zu den 
direkten Staatsſteuern handelt, für alle diejenigen, welche zur Entrichtung der 
Prinzipalſteuern verpflichtet ſind, mit dem Tage, mit welchem die Verpflichtung 
zur Zahlung der letzteren beginnt oder erliſcht. Beim Wechſel des Wohnſitzes 
erliſcht die Abgabepflicht an dem Orte des Abzuges mit dem Ende des Monats, 
in welchem der Abzug ſtattfindet, und beginnt an dem Orte des Anzuges mit 
dem erſten Tage des auf den Anzug folgenden Monats. 
Hinſichtlich der Zuſchläge zu fingirt veranlagten Prinzipalſteuerſätzen ſowie 
der ſonſtigen Gemeindeabgaben beginnt die Abgabepflicht: 
a) für diejenigen, welche in dem Gemeindebezirke wohnen, mit dem erſten 
Tage des auf die Begründung ihres Wohnſitzes folgenden Monats, 

b) für ſolche Perſonen, welche, ohne einen Wohnſitz im Gemeindebezirke 
zu begründen, ſich daſelbſt nur aufhalten, erſt nach Ablauf des dritten 
Monats und zwar mit dem erſten Tage des auf den letzteren folgenden 
Monats, jedoch mit der Maßgabe, daß ſie auch für die abgelaufenen 
drei Monate die Abgabe nachzuentrichten haben, 

c) bei Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Berggewerk— 

ſchaften, eingetragenen Genoſſenſchaften, deren Geſchäftsbetrieb über den 
Kreis ihrer Mitglieder hinausgeht, juriſtiſchen Perſonen, dem Staats⸗ 
fiskus und Forenſen mit dem erſten Tage des auf den Erwerb ihres 
Grundeigenthums oder den Beginn ihres Pacht-, Gewerbe- oder Berg— 
baubetriebes in dem Gemeindebezirke folgenden Monats. 

Die Beitragspflicht zu den im Abſatz 2 bezeichneten Gemeindeabgaben erliſcht: 

1) durch den Tod des zur Steuer Veranlagten mit dem Ende des Monats, 

in welchem der Tod erfolgt iſt, 
(Nr. 9468.) 44* 
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2) durch das Aufgeben des Wohnſitzes oder Aufenthalts, bei rechtzeitiger 
Anzeige, mit dem Ende des Monats, in welchem der Abgabepflichtige 
den Wohnſitz oder Aufenthalt thatſächlich aufgegeben hat, andernfalls 
mit dem Ende des darauf folgenden Monats, 

3) bei den unter » bezeichneten Beitragspflichtigen durch die Veräußerung 
des Grundeigenthums oder die Aufgabe des Pacht-, Gewerbe- oder 
Bergbaubetriebes mit dem Ende des Monats, in welchem dieſelbe 
erfolgt iſt. 


$. 34. 


Die Bekanntmachung der Gemeindeabgaben erfolgt durch den Gemeinde— 
vorſteher: 


1) inſoweit es ſich um Zuſchläge zu den direkten Staatsſteuern handelt, 


a) an die innerhalb des Gemeindebezirks zu dieſen Steuern veran- 
lagten und in demſelben wohnenden Pflichtigen, deren Prinzipal— 
ſteuerſatz unverändert der Erhebung des Zuſchlages zum Grunde 
gelegt wird, durch ortsübliche Bekanntmachung der zur Erhebung 
gelangenden Zuſchlagsprozentſätze, 

b) an alle übrigen Pflichtigen durch beſondere Mittheilung des von 
ihnen nach Maßgabe der Veranlagung an die Gemeindekaſſe zu 
entrichtenden Jahresbetrages, 


2) inſoweit es ſich um beſondere direkte Gemeindeabgaben handelt, durch 
Auslegung der bezüglichen Hebeliſte während eines zweiwöchigen Zeit— 
raumes in einem oder mehreren in ortsüblicher Weiſe zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringenden Räumen des Gemeindebezirks und an die nicht 
in dem Gemeindebezirk wohnenden Pflichtigen durch beſondere Mit— 
theilung. 

In den Fällen zu la und 2 kann durch Gemeindebeſchluß an Stelle der 

daſelbſt vorgeſchriebenen Art der Bekanntmachung eine beſondere Mittheilung des 
zu zahlenden Jahresbetrages an jeden einzelnen Pflichtigen angeordnet werden. 


8. 35. 


Nach erfolgter Bekanntmachung iſt der Abgabebetrag in den erſten acht Tagen 
eines jeden Monats und, ſofern die Erhebung in mehrmonatlichen Raten durch 
. angeordnet wird, in den erſten acht Tagen des Hebemonats zu 
entrichten. 

Die Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) iſt berechtigt, für jeden 
Hebemonat einen beſtimmten Steuererhebungstag feſtzuſetzen. 

Dem Pllichtigen iſt die Vorausentrichtung für einen längeren Zeitraum 
bis zum ganzen Jahresbetrage geſtattet. 
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$. 36. 

Die baaren Gemeindeabgaben und die Gebühren unterliegen im Falle nicht 
rechtzeitiger Entrichtung der Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren gemäß 
der Verordnung vom 7. September 1879 (Geſetz-Samml. S. 591). 

Wo Naturaldienſte zu leiſten find, iſt der Gemeindevorſteher bei Säumniß 
der Pflichtigen befugt, die Dienſte durch Dritte leiſten und die entſtehenden Koften 
von den erſteren im Verwaltungszwangsverfahren beitreiben zu laſſen. 


§. 37. 

Beſchwerden und Einſprüche gegen die Heranziehung oder die Veranlagung 
zu den direkten Gemeindeabgaben ſind innerhalb drei Monaten, vom Tage der 
Bekanntmachung der zur Erhebung gelangenden Zuſchlagsprozentſätze, der Benach— 
richtigung über den zu entrichtenden Abgabebetrag oder der beendeten Auslegung 
der Hebeliſte ($. 34) ab gerechnet, und Anſprüche auf Zurückzahlung zuviel 
erhobener indirekter Gemeindeabgaben ſind binnen Jahresfriſt, vom Tage der 
Verſteuerung ab gerechnet, bei dem Gemeindevorſteher anzubringen. 

Bezüglich der Nachforderung von Gemeindeabgaben und der Verjährung der 
Rückſtände finden die hinſichtlich der Staatsſteuern geltenden Beſtimmungen finn- 
gemäße Anwendung. 

$. 38. 

Auf Beſchwerden und Einſprüche, betreffend die Heranziehung oder die 
Veranlagung zu den Gemeindelaſten, beſchließt der Gemeindevorſteher. 

Gegen den Beſchluß findet die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. 

Der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren unterliegen desgleichen 
Streitigkeiten zwiſchen Betheiligten über ihre in dem öffentlichen Rechte begründete 
Verpflichtung zu den Gemeindelaſten. 

Einſprüche gegen die Höhe von Gemeindezuſchlägen zu den direkten Staats— 
ſteuern, welche ſich gegen den Prinzipalſatz der letzteren richten, ſind unzuläſſig. 
Die Ermäßigung des Prinzipalſatzes ($. 34 1a) hat die Ermäßigung der Gemeinde— 
zuſchläge von ſelbſt zur Folge. 

Die Beſchwerden und die Einſprüche, ſowie die Klage haben keine auf- 
ſchiebende Wirkung. 


Dritter Abſchnitt. 
Gemeindeglieder, deren Rechte und Pflichten. 


$. 39. 

Gemeindeglieder ſind alle Gemeindeangehörigen, welchen das Gemeinde— 
recht zuſteht. 

Eine Lifte der Gemeindeglieder, welche deren nach $. 41 erforderliche Eigen- 
ſchaften nachweiſt, und der fonftigen Stimmberechtigten ($. 45) wird von dem 
Gemeindevorſteher geführt und alljährlich im Monate Januar berichtigt. 
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$. 40, 

Das Gemeinderecht umfaßt: 

1) das Recht zur Theilnahme an dem Stimmrechte in der Gemeinde— 
verſammlung oder, wo die letztere durch eine gewählte Gemeindever— 
tretung erſetzt iſt, zur Theilnahme an den Gemeindewahlen, 

2) das Recht zur Bekleidung unbeſoldeter Aemter in der Verwaltung und 
Vertretung der Gemeinde. 

$. 41, 

Das Gemeinderecht ſteht jedem ſelbſtändigen Gemeindeangehörigen zu, 
welcher 

1) Angehöriger des Deutſchen Reiches iſt und 

2) die bürgerlichen Ehrenrechte beſitzt, 

3) ſeit einem Jahre in dem Gemeindebezirke feinen Wohnſitz hat, 

4) keine Armenunterſtützung aus öffentlichen Mitteln empfängt, 

5) die auf ihn entfallenden Gemeindeabgaben gezahlt hat und außerdem 

6) entweder 

a) ein Wohnhaus in dem Gemeindebezirke beſitzt, oder 

b) von ſeinem geſammten innerhalb des Gemeindebezirks belegenen 
Grundbeſitze einen Jahresbetrag von mindeſtens drei Mark an 
Grund- und Gebäudeſteuer entrichtet, oder 

e) zur Staatseinkommenſteuer veranlagt iſt oder zu den Gemeinde— 
abgaben nach einem Jahreseinkommen von mehr als 660 Mark 
in Gemäßheit der $$. 8 und 13 herangezogen wird. 

Steht ein Wohnhaus im (getheilten oder ungetheilten) Miteigenthum Mehrerer, 
ſo kann das Gemeinderecht auf Grund dieſes Beſitzes nur von einem derſelben 
ausgeübt werden. 

Falls die Miteigenthümer ſich über die Perſon des Berechtigten nicht einigen 
können, iſt derjenige, welcher den größten Antheil beſitzt, befugt, das Gemeinde⸗ 
recht auszuüben; bei gleichen Antheilen beſtimmt ſich die Perfon des Berechtigten 
durch das Loos, welches durch die Hand des Gemeindevorſtehers gezogen wird. 

Steuerzahlungen und Grundbeſitz der Ehefrau werden dem Ehemanne, 
Steuerzahlungen und Grundbeſitz der in väterlicher Gewalt befindlichen Kinder 
werden dem Vater angerechnet. In den Fällen, wo ein Wohnhaus durch Ver— 
erbung auf einen Anderen übergeht, kommt dem Erben bei Berechnung der Dauer 
des einjährigen Wohnſitzes die Beſitzzeit des Erblaſſers zu gute. Die Uebertragung 
unter den Lebenden an Verwandte in abſteigender Linie ſteht der Vererbung gleich. 

Als ſelbſtändig wird nach vollendetem vierundzwanzigſten Lebensjahre ein 
Jeder betrachtet, welcher einen eigenen Hausſtand hat, ſofern ihm nicht das 
Verfügungsrecht über die Verwaltung ſeines Vermögens durch richterlichen Beſchluß 
entzogen iſt. | 
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Inwiefern über die Erlangung des Gemeinderechts von dem Gemeinde— 
vorſteher eine Urkunde zu ertheilen iſt, bleibt den ſtatutariſchen Anordnungen 
vorbehalten. 

$. 42. 

Verlegt ein Gemeindeglied ſeinen Wohnſitz in eine andere Landgemeinde, 
ſo kann ihm das Gemeinderecht, ſofern im Uebrigen die Vorausſetzungen zu deſſen 
Erlangung vorliegen, von dem Gemeindevorſteher im Einverſtändniſſe mit der 
Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) ſchon vor Ablauf eines Jahres ver- 
liehen werden. 

Ein Gleiches findet ſtatt, wenn der Beſitzer eines ſelbſtändigen Gutes 
($. 122) feinen Wohnſitz in eine Landgemeinde verlegt. 


$. 43. 

Das Gemeinderecht und die unbeſoldeten Gemeindeämter gehen verloren, 
ſobald eines der im §. 41 unter Nr. 1 und 6 vorgeſchriebenen Erforderniſſe nicht 
mehr zutrifft oder der Wohnſitz in dem Gemeindebezirke aufgegeben wird. 

Wer durch rechtskräftiges Erkenntniß der bürgerlichen Ehrenrechte verluftig 
gegangen iſt, verliert dadurch dauernd die bisher von ihm bekleideten Aemter in 
der Gemeindeverwaltung und der Gemeindevertretung, und für die im Urtheile 
beſtimmte Zeit das Gemeindeſtimm- und Wahlrecht, ſowie die Fähigkeit, daſſelbe 
zu erwerben und Gemeindeämter zu bekleiden. 

Die rechtskräftig erfolgte Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung öffent⸗ 
licher Aemter hat den dauernden Verluſt der bisher bekleideten Aemter in der 
Gemeindeverwaltung und Gemeindevertretung, ſowie für die im Urtheile beſtimmte 
Zeit die Unfähigkeit zur Bekleidung ſolcher Aemter zur Folge. 

Die Verurtheilung zur Zuchthausſtrafe hat den Verluſt der Gemeindeämter 
und die dauernde Unfähigkeit zur Bekleidung ſolcher Aemter zur Folge. 


$. 44. 

Die Ausübung des Gemeinderechts ($. 40) ruht, 

1) wenn gegen ein Gemeindeglied wegen eines Verbrechens oder eines 
Vergehens, welches die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte zur 
Folge haben kann, das Hauptverfahren eröffnet, oder daſſelbe zur 
gerichtlichen Haft gebracht iſt, jo lange, bis das Strafverfahren beendet ft; 

2) wenn ein Gemeindeglied in Konkurs verfällt, bis zur Beendigung des 
Verfahrens; 

3) wenn ein Gemeindeglied Armenunterſtützung aus öffentlichen Mitteln 
empfängt, während ſechs Monate nach dem Empfang der Unterſtützung, 
ſofern es nicht früher die empfangene Unterſtützung erſtattet; 

4) wenn ein Gemeindeglied die auf daſſelbe entfallenden Gemeindeabgaben 
nach Mahnung durch den Steuererheber nicht gezahlt hat, bis zur Ent- 
richtung derſelben. 
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Bekleidet ein ſolches Gemeindeglied unbeſoldete Gemeindeämter, oder iſt 
daſſelbe Abgeordneter nicht angeſeſſener Stimmberechtigter (§. 48), ſo iſt der Kreis— 
ausſchuß berechtigt, die Wahl eines kommiſſariſchen Vertreters anzuordnen. 


. 45. 


Wer, ohne im Gemeindebezirke einen Wohnſitz zu haben, in demſelben ſeit 
einem Jahre ein Grundſtück beſitzt, welches wenigſtens den Umfang einer die 
Haltung von Zugvieh zur Bewirthſchaftung erfordernden Ackernahrung hat, oder 
auf welchem ſich ein Wohnhaus, eine Fabrik oder eine andere gewerbliche Anlage 
befindet, die dem Werthe einer ſolchen Ackernahrung mindeſtens gleichkommen, iſt 
ebenfalls ftimmberechtigt, wenn bei ihm die im $. 41 unter Nr. 1, 2, 4 und 5 
bezeichneten Vorausſetzungen vorhanden ſind. 

Ingleichen ſteht das Stimmrecht juriſtiſchen Perſonen, Aktiengeſellſchaften, 
Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Berggewerkſchaften, eingetragenen Genoſſen— 
ſchaften und dem Staatsfiskus zu, ſofern dieſelben Grundſtücke von dem bezeich— 
neten Umfange in dem Gemeindebezirke beſitzen. 

Frauen und nicht ſelbſtändige Perſonen (§. 41 Abſatz 5) find, wenn der 
ihnen im Gemeindebezirke gehörige Grundbeſitz zum Stimmrechte befähigt, ſtimm⸗ 
berechtigt, ſofern bei ihnen die im §. 41 unter 1 bis 5 bezeichneten Voraus— 
ſetzungen vorliegen. 


g. 46. 


In der Ausübung des Stimmrechtes, zu welchem der Grundbeſitz befähigt, 
werden vertreten: 


1) Minderjährige durch ihren Vater, Stiefvater oder Vormund, andere 
Bevormundete durch ihren Vormund; der Stiefvater iſt vor dem Vor— 
munde zur Vertretung berufen, 


2) Ehefrauen durch ihren Ehemann, 


3) großjährige Beſitzer vor vollendetem vierundzwanzigſten Lebensjahre, 
unverheirathete Beſitzerinnen (abgeſehen von den Fällen unter Nr. 1) 
und Wittwen durch Gemeindeglieder, 


juriſtiſche Perſonen, einſchließlich des Staatsfiskus, ſowie die übrigen 
im zweiten Abſatz des §. 45 bezeichneten Perſonengeſammtheiten durch ihre 
verfaſſungsmäßigen Organe, Repräſentanten oder Generalbevollmächtigte, 
ſowie durch Pächter oder Nießbraucher der zur Theilnahme am Stimm— 
rechte befähigenden Grundſtücke, oder durch Gemeindeglieder. 


Auswarts wohnende Stimmberechtigte, welche das vierundzwanzigſte Lebens— 
jahr zurückgelegt haben, und auswärts wohnende Vertreter Stimmberechtigter 
können das Stimmrecht perſönlich ausüben, ſind aber befugt, ſich durch männliche 
Gemeindeglieder vertreten zu laſſen. 


4 


— 
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$. 47. 

Zur Ausübung des Stimmrechtes durch Vertreter ($. 46) ift erforderlich, daß 

1) der Vertreter ſich im Beſitze der Deutſchen Reichsangehörigkeit und der 
bürgerlichen Ehrenrechte befindet, das vierundzwanzigſte Lebensjahr zu— 
rückgelegt hat und keine Armenunterſtützung aus öffentlichen Mitteln 
empfängt, ſowie außerdem, daß 

2) der Vater die väterliche Gewalt beſitzt, 

3) der Stiefvater das zum Stimmrechte befähigende Grundſtück bewirth- 
ſchaftet. 

$. 48. 

Der Regel nach ſteht jedem einzelnen Stimmberechtigten eine Stimme in 

der Gemeindeverſammlung, jedoch mit folgenden Maßgaben, zu: 

1) Mindeſtens zwei Drittel ſämmtlicher Stimmen müſſen auf die mit 
Grundbeſitz angeſeſſenen Mitglieder der Gemeindeverſammlung ($. 41 
Abſatz 1 unter 6a und b) entfallen. Ueberſteigt die Anzahl der nicht 
angeſeſſenen Gemeindeglieder (a. a. O. unter 6%) den dritten Theil 
der Geſammtzahl der Stimmen der Mitglieder der Gemeindeverſamm⸗ 
lung, fo haben die erſteren ihr Stimmrecht durch eine jenem Verhält⸗ 
niſſe entſprechende Anzahl von Abgeordneten auszuüben, welche ſie aus 
ihrer Mitte auf die Dauer von ſechs Jahren wählen. 

2) Denjenigen Beſitzern, welche von ihrem im Gemeindebezirke belegenen 
Grundeigenthume einen Jahresbetrag von 20 bis ausſchließlich 50 Mark 
an Grund- und Gebäudeſteuer entrichten, find je zwei, denjenigen Be— 
ſitern, welche von dieſem ihrem Grundeigenthume einen Jahresbetrag 
von 50 bis ausſchließlich 100 Mark entrichten, je drei, und denjenigen 
Beſitzern, welche 100 Mark oder mehr entrichten, je vier Stimmen bei— 
ulegen. 
| Auf Antrag des Kreisausſchuſſes können durch Beſchluß des 
Provinziallandtages die vorſtehenden Sätze erhöht oder, höchſtens jedoch 
um die Hälfte, ermäßigt werden; auch kann Grundbeſitzern, welche die 
im erſten Abſatz erwähnten Steuerſätze entrichten, eine größere Zahl 
von Stimmen, jedoch nicht über 3, 4 und 5 Stimmen, beigelegt 
werden. 

Den Gewerbetreibenden der dritten Gewerbeſteuerklaſſe ſind 
2 Stimmen, den Gewerbetreibenden der zweiten Gewerbeſteuerklaſſe 
find 3 Stimmen und den Gewerbetreibenden der erſten Gewerbefteuer- 
klaſſe ſind 4 Stimmen beizulegen. 

Für den Fall der Erhöhung der Zahl der Stimmen der Grund— 
beſitzer ſind die im vorſtehenden Abſatze beigelegten Stimmen entſprechend 
dem Schlußſatze des Abſatzes 2 zu erhöhen. 

3) Kein Stimmberechtigter darf in der Gemeindeverſammlung mehr als 
ein Drittel der Geſammtzahl der Stimmen führen. 

Gef. Samml. 1891. (Nr. 9468.) 4 
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Vierter Abſchnitt. 
Gemeindevertretung. 


$. 49, 

In denjenigen Landgemeinden, in welchen die Zahl der Stimmberechtigten 
mehr als 40 beträgt, tritt mit dem Zeitpunkte, wo die Liſte der Stimmberechtigten 
dieſe Zahl nachweiſt (§. 39 Abſatz 2), an die Stelle der Gemeindeverſammlung 
eine Gemeindevertretung. 

Die Landgemeinden ſind berechtigt und, falls der Kreisausſchuß auf Antrag 
Betheiligter oder im öffentlichen Intereſſe dies beſchließt, verpflichtet, auch bei einer 
geringeren Anzahl von Stimmberechtigten eine Gemeindevertretung im Wege orts— 
ſtatutariſcher Anordnung einzuführen. 

Die Gemeindevertretung beſteht aus dem Gemeindevorſteher und den Schöffen, 
ſowie den gewählten Gemeindeverordneten, deren Zahl mindeſtens das Dreifache 
der Zuerſtgenannten betragen muß. Dieſe Zahl kann durch Ortsſtatut auf 
12, 15, 18 oder höchſtens 24 erhöht werden. 


$. 50. 

Zum Zwecke der Wahlen der Gemeindeverordneten werden die ſämmtlichen 
Stimmberechtigten einer Landgemeinde nach Maßgabe der von ihnen zu ent- 
richtenden direkten Steuern (Gemeinde-, Kreis-, Provinzial» und Staatsſteuern 
mit Ausſchluß der Steuer für den Gewerbebetrieb im Umherziehen) in drei 
Klaſſen getheilt, und zwar in der Art, daß auf jede Klaſſe ein Drittel der 
Geſammtſumme der Steuern fällt. Steuern, welche für Grundbeſitz oder Ge 
werbebetrieb in einer anderen Gemeinde entrichtet werden, kommen hierbei nicht 
in Betracht. 

Niemand kann zwei Klaſſen zugleich angehören; in die erſte oder zweite 
Klaſſe gehört auch derjenige, deſſen Steuerbetrag nur theilweiſe in das erſte oder 
zweite Drittel fällt. Unter mehreren einen gleichen Steuerbetrag entrichtenden 
Wählern entſcheidet das Lebensalter und erforderlichenfalls das Loos darüber, 
wer von ihnen zu der höheren Klaſſe zu rechnen iſt. 

Jede Klaſſe wählt aus der Zahl der Stimmberechtigten ein Drittel der 
Gemeindeverordneten, ohne dabei an die Wähler der Klaſſe gebunden zu ſein. 
Auch die nach $. 46 zur Stellvertretung berechtigten Perſonen find wählbar, 
können aber nur ſo lange Gemeindeverordnete ſein, als die Stellvertretung dauert. 


$. 51. 

Gehören zu einer Klaſſe mehr als 500 Wähler, fo kann die Wahl nach 
dazu gebildeten Wahlbezirken geſchehen. Die Anzahl und die Grenzen der Wahl— 
bezirke, ſowie die Anzahl der in einem jeden zu wählenden Gemeindeverordneten 
werden nach Maßgabe der Zahl der Stimmberechtigten von dem Gemeindevorſteher 
(Gemeindevorſtande) feſtgeſetzt. 
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Enthält eine Gemeinde mehrere Ortſchaften, ſo kann der Kreisausſchuß 
auf Antrag des Gemeindevorſtehers (Gemeindevorſtandes) nach Verhältniß der 
Zahl der Stimmberechtigten jeder Klaſſe anordnen, wieviel Gemeindeverordnete 
aus jeder einzelnen Ortſchaft von jeder in Betracht kommenden Klaſſe zu 
wählen ſind. 

Iſt eine Aenderung der Anzahl oder der Grenzen der Wahlbezirke oder 
der Anzahl der in einem jeden derſelben zu wählenden Gemeindeverordneten wegen 
einer in der Zahl der ſtimmberechtigten Gemeindeglieder eingetretenen Aenderung 
oder aus ſonſtigen Gründen erforderlich geworden, ſo hat der Gemeindevorſteher 
(Gemeindevorſtand) die entſprechende anderweite Feſtſetzung zu treffen, auch wegen 
des Uebergangs aus dem alten in das neue Verhältniß das Geeignete anzuordnen. 
Dieſe Feſtſetzung bedarf der Beſtätigung des Kreisausſchuſſes. 


$. 52. 

Mindeſtens zwei Drittel der Mitglieder der Gemeindevertretung müſſen An⸗ 
geſeſſene ($. 41 Nr. 6a und b, F. 45) fein. 

Die Zahl der Gemeindeverordneten, welche hiernach aus der Mitte der 
Nichtangeſeſſenen gewählt werden können, wird auf die drei Klaſſen gleichmäßig 
vertheilt. Iſt dieſe Zahl nicht durch 3 theilbar, fo kann, wenn die Zahl 1 übrig 
bleibt, die zweite Klaſſe aus der Zahl der Nichtangeſeſſenen einen Gemeindeverord— 
neten mehr wählen, als die beiden anderen; bleibt die Zahl 2 übrig, ſo kann die 
erſte Klaſſe den einen, die dritte Klaſſe den anderen wählen. 

Sind in einer Klaſſe mehr nicht angeſeſſene Gemeindeverordnete gewählt, 
als hiernach zuläſſig iſt, jo gelten diejenigen, welche die geringſte Stimmenzahl 
erhalten haben, als nicht gewaͤhlt. Bei gleicher Stimmenzahl entſcheidet das Loos. 

Bei den zum Erſatz derſelben anzuordnenden Neuwahlen ſind nur die auf 
Angeſeſſene entfallenden Stimmen gültig. 


$. 53. 

Als Gemeindeverordnete ſind nicht wählbar: 

1) diejenigen Beamten und die vom Staate ernannten Mitglieder derjenigen 
Behörden, durch welche die Aufſicht des Staates über die Gemeinden 
ausgeübt wird, 

2) die beſoldeten Gemeindebeamten, 

3) die richterlichen Beamten, 

4) die Beamten der Staatsanwaltſchaft und die Polizei-Exekutivbeamten, 

5) Geiſtliche, Kirchendiener und Volksſchullehrer, 

6) Frauen. 

Vater und Sohn dürfen nicht zugleich Gemeindeverordnete derſelben Ge— 

meinde ſein. Sind Vater und Sohn zugleich gewählt, ſo wird nur der Vater 
als Gemeindeverordneter zugelaſſen. 
(Nr. 9468.) 45* 
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$. 54. 

Die Gemeindeverordneten werden auf ſechs Jahre gewählt. Alle zwei Jahre 
ſcheidet aus jeder Klaſſe ein Drittel der Gemeindeverordneten aus und wird die 
Gemeindevertretung durch neue Wahlen ergänzt. Iſt die Zahl der Ausſcheidenden 
nicht durch 3 theilbar, fo wird die Reihenfolge der Klaſſen, in welcher die 
Ausſcheidung je eines der Uebrigbleibenden erfolgt, durch das Loos beſtimmt. 
Die das erſte und zweite Mal Ausſcheidenden werden für jede Klaſſe durch das 
Loos beſtimmt. Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. 

Außergewöhnliche Wahlen zum Erſatze innerhalb der Wahlperiode ausge— 
ſchiedener Gemeindeverordneten müſſen angeordnet werden, wenn die Gemeinde— 
vertretung oder der Gemeindevorſteher es für erforderlich erachten, oder wenn der 
Kreisausſchuß dies beſchließt. Der Erſatzmann bleibt nur bis zum Ende der 
Wahlperiode des Ausgeſchiedenen in Wirkſamkeit. 

Auch bei Ergänzungs- und Erſatzwahlen iſt bezüglich der Wählbarkeit von 
Nichtangeſeſſenen nach den Grundſätzen des §. 52 zu verfahren. 


$. 55. 

Die nach F. 39 Abſatz 2 zu führende Lifte wird der Wahl zu Grunde 
gelegt und nach Wahlklaſſen, im Falle des §. 51 Abſatz 1 außerdem nach Wahl— 
bezirken, eingetheilt. 

$. 56. 

In dem Zeitraume vom 15. bis 30. Januar erfolgt die Auslegung der 
Liſte in einem vorher zur öffentlichen Kenntniß zu bringenden Raume. 

Während dieſer Zeit kann jeder Stimmberechtigte gegen die Richtigkeit der 
Liſte bei dem Gemeindevorſteher Einſpruch erheben. 

Soll der Name eines einmal in die Liſte aufgenommenen Stimmberechtigten 
wieder gelöſcht werden, ſo iſt dieſes demſelben unter Angabe der Gründe acht Tage 
vorher durch den Gemeindevorſteher mitzutheilen. 


$. 57. 
Die Wahlen der dritten Klaſſe erfolgen zuerſt, die der erſten zuletzt. 


§. 58. 

Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung der Gemeindevertretung finden 
alle zwei Jahre im März ſtatt. Alle Ergänzungs- und Erſatzwahlen werden, 
unbeſchadet der Vorſchrift in §. 51, von denſelben Klaſſen vorgenommen, von 
welchen der Ausgeſchiedene gewählt war. 


$. 59. 
Eine Woche vor dem Wahltage werden die in der Wäblerlifte ($. 55) ver- 
zeichneten Wähler durch den Gemeindevorſteher mittelſt ortsüblicher Bekanntmachung 
zu den Wahlen berufen. Die Bekanntmachung muß den Raum, den Tag und 
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die Stunden, in welchen die Stimmen bei dem Wahlvorftande abzugeben find, 
genau bezeichnen. 
§. 60. 
Der Wahlvorſtand beſteht aus dem Gemeindevorſteher oder einem von dem 
letzeren zu feinem Stellvertreter ernannten Schöffen und zwei von der Wahl— 
verſammlung gewählten Beiſitzern. 


$. 61. 

Jeder Wähler muß dem Wahlvorſtande mündlich zu Protokoll erklären, 
wem er ſeine Stimme geben will. Er hat ſo viele Perſonen zu bezeichnen, als 
zu wählen ſind. 

Bezüglich der Stellvertretung bei der Wahl kommen die Beſtimmungen im 
$. 46 zur Anwendung. 

$. 62. 

Gewählt ſind diejenigen, welche bei der erſten Abſtimmung die meiſten 
Stimmen und zugleich mehr als die Hälfte der Stimmen erhalten haben. 

Hat ſich bei der erſten Abſtimmung eine unbedingte Stimmenmehrheit nicht 
ergeben, ſo werden von denjenigen Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten 
haben, ſo viele auf eine engere Wahl gebracht, daß die doppelte Anzahl der noch 
zu wählenden Mitglieder erreicht wird. Bei der zweiten Wahl iſt die unbedingte 
Stimmenmehrheit nicht erforderlich. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 

Zu der engeren Wahl werden die Wähler durch eine das Ergebniß der 
erſten Wahl angebende Bekanntmachung des Wahlvorſtandes ſofort oder ſpäteſtens 
innerhalb einer Woche aufgefordert. 

Die engere Wahl findet nach denſelben Vorſchriften, wie die erſte ſtatt. 
Tritt bei derſelben Stimmengleichheit ein, ſo entſcheidet das durch die Hand 
des Wahlvorſtehers zu ziehende Loos. 

Wer in mehreren Klaſſen oder Wahlbezirken zugleich gewählt iſt, hat zu 
erklären, welche Wahl er annehmen will. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch auf eine nach F. 52 erforderlich 
werdende Neuwahl Anwendung. 

§. 63. 

Die Wahlprotokolle find von dem Wahlvorſtande zu unterzeichnen und 
von dem Gemeindevorſteher aufzubewahren. Der letztere hat das Ergebniß der 
Wahlen ſofort in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. 

Einſprüche gegen die Gültigkeit der Wahlen zur Gemeindevertretung ſind 
innerhalb zwei Wochen nach Bekanntmachung des Wahlergebniſſes bei dem Ge⸗ 
meindevorſteher anzubringen. 


. 64. 


Die bei der regelmäßigen Ergänzung neu gewählten Gemeindeverordneten 
treten an dem der Wahl folgenden 1. April ihr Amt an; die Ausſcheidenden 
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bleiben bis zur Einführung der neu gewählten Mitglieder in Thätigkeit. Die 
Gewählten werden von dem Gemeindevorſteher in die Verſammlung der Gemeinde— 
vertretung eingeführt und durch Handſchlag verpflichtet. 


$. 65. 

Die Gemeindeglieder ſind verpflichtet, unbeſoldete Aemter in der Verwaltung 
und der Vertretung der Gemeinde zu übernehmen, ſowie ein angenommenes Amt 
mindeſtens drei Jahre lang zu verſehen. 

Zur Ablehnung oder früheren Niederlegung ſolcher Aemter berechtigen 
folgende Entſchuldigungsgründe: 

1) anhaltende Krankheit, 

2) Geſchäfte, welche eine häufige oder lange dauernde Abweſenheit vom 

Wohnorte mit ſich bringen, 

3) das Alter von ſechszig Jahren, 

4) die Verwaltung eines unmittelbaren Staatsamtes, 

5) ſonſtige beſondere Verhältniſſe, welche nach dem Ermeſſen der Gemeinde 
vertretung oder, wo eine ſolche nicht beſteht, des Gemeindevorſtehers 
eine gültige Entſchuldigung begründen. 

Wer ein unbeſoldetes Amt in der Verwaltung oder in der Vertretung der 
Gemeinde während der vorgeſchriebenen regelmäßigen Amtsdauer verſehen hat, 
kann die Uebernahme deſſelben oder eines gleichartigen für die nächſten drei Jahre 
ablehnen. 

Wer ſich ohne einen der vorbezeichneten Entſchuldigungsgründe weigert, ein 
unbeſoldetes Amt in der Verwaltung oder Vertretung der Gemeinde zu über 
nehmen oder das übernommene Amt drei Jahre hindurch zu verſehen, ſowie der— 
jenige, welcher ſich der Verwaltung ſolcher Aemter thatſächlich entzieht, kann für 
einen Zeitraum von drei bis ſechs Jahren der Ausübung ſeines Rechts auf 
Theilnahme an der Verwaltung und Vertretung der Gemeinde für verluſtig er- 
klärt und um ein Achtel bis ein Viertel ſtärker als die übrigen Gemeinde 
angehörigen zu den Gemeindeabgaben herangezogen werden. 


$.. 66. 
Die Gemeindevertretung, wo eine ſolche nicht befteht der Gemeindevorſteher, 
beſchließt 

1) auf Beſchwerden und Einſprüche, betreffend den Beſitz oder den Verluſt 
des Gemeinderechts, die Zugehörigkeit zu einer beſtimmten Klaſſe von 
Stimmberechtigten, die Wählbarkeit zu einer Stelle in der Gemeinde— 
verwaltung oder Gemeindevertretung, die Ausübung des Stimmrechts 
durch einen Dritten, ſowie über die Richtigkeit der Gemeindewählerliſte, 

2) über die Gültigkeit der Wahlen zur Gemeindevertretung, 

3) über die Berechtigung der Ablehnung oder Niederlegung einer Stelle 
in der Gemeindeverwaltung oder Gemeindevertretung, ſowie über die 


— 255 — 


Nachtheile, welche gegen Gemeindeglieder wegen Nichterfüllung der ihnen 
nach dieſem Geſetze obliegenden Pflichten zu verhängen ſind. 


$. 67. 

Die Beſchlüſſe der Gemeindevertretung und des Gemeindevorſtehers in den 
Fällen des F. 66 bedürfen keiner Genehmigung oder Beſtätigung von Seiten des 
Gemeindevorſtehers oder der Aufſichtsbehörde. 

Gegen die Beſchlüſſe findet die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt, 
welche, wenn der Beſchluß von der Gemeindevertretung gefaßt iſt, auch dem 
Gemeindevorſteher zuſteht. 

Die Klage hat in den Fällen des F. 66 unter 1 und 2 keine aufſchiebende 
Wirkung, jedoch dürfen Neuwahlen zum Erſatz für ſolche Wahlen, welche durch 
Beſchluß der Gemeindevertretung oder des Gemeindevorſtehers für ungültig erklärt 
worden ſind, vor ergangener rechtskräftiger Entſcheidung nicht vorgenommen werden. 


Fünfter Abſchnitt. 
Gemeindevermögen. 


$. 68. 


Im Eigenthum der Landgemeinden ſtehen ſowohl diejenigen Beſtandtheile 
des Gemeindevermögens, deren Erträge für die Zwecke des Gemeindehaushalts 
beſtimmt find (Gemeindevermögen im engeren Sinne), wie auch diejenigen Ver⸗ 
mögensgegenſtände, deren Nutzungen den Gemeindeangehörigen oder einzelnen 
derſelben vermöge dieſer ihrer Eigenſchaft zukommen (Gemeindegliedervermögen, 
Allmenden, Gemeinheiten). 

Im Weiteren kommen die Beſtimmungen der Deklaration einiger Vor— 
ſchriften des Allgemeinen Landrechts und der Gemeinheitstheilungsordnung vom 
7. Juni 1821, betreffend das nutzbare Gemeindevermögen, vom 26. Juli 1847 
(Geſetz-Samml. S. 327) zur Anwendung. 


$. 69. 

Das den Zwecken des Gemeindehaushalts gewidmete Vermögen darf nur 
dann in Gemeindegliedervermögen umgewandelt werden, wenn die Gemeinde 
ſchuldenfrei iſt und durch eine ſolche Veränderung weder die Einführung neuer 
Gemeindeabgaben, noch auch die Erhöhung beſtehender für abſehbare Zeit er— 
forderlich wird. 

Hinſichtlich der Verwaltung der Gemeindewaldungen bewendet es bei den 
beſtehenden Beſtimmungen, im Beſonderen dem Geſetze vom 14. Auguſt 1876 
(Geſetz-Samml. S. 373). 

Gemeindegliedervermögen kann unter hinzutretender Genehmigung des Kreis— 
ausſchuſſes in Gemeindevermögen im engeren Sinne umgewandelt werden, jedoch 
mit der Einſchränkung, daß Nutzungsrechte, welche nicht den ſämmtlichen, ſondern 
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nur einzelnen Gemeindegliedern oder Einwohnern, als ſolchen, zuſtehen, durch Ge— 
meindebeſchluß den letzteren wider ihren Willen nicht entzogen oder geſchmälert 
werden dürfen. 

§. 70. 

Zur Theilnahme an den Gemeindenutzungen ſind die Gemeindeangehörigen 
unter den aus den Verleihungsurkunden, vertragsmäßigen Feſtſetzungen und her: 
gebrachter Gewohnheit ſich ergebenden Bedingungen und Einſchränkungen berechtigt. 
Soweit hiernach der Maßſtab für die Theilnahme an dieſen Nutzungen nicht feit- 
ſteht, erfolgt die Vertheilung nach dem Verhältniſſe, in welchem die Gemeinde— 
angehörigen zu den kommunalen Laſten beitragen. 


$. 71. 
Auf Beſchwerden und Einſprüche, betreffend 


1) das Recht zur Theilnahme an den Nutzungen und Erträgen des Ge 
meindevermögens, 

2) die beſonderen Rechte einzelner örtlicher Theile des Gemeindebezirks oder 
einzelner Klaſſen der Gemeindeangehörigen in Anſehung der zu Nr. 1 
erwähnten Anſprüche, 

beſchließt der Gemeindevorſteher (Gemeindevorſtand). 

Gegen den Beſchluß findet die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. 

Der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren unterliegen desgleichen 
Streitigkeiten zwiſchen Betheiligten über ihre in dem öffentlichen Rechte begründete 
Berechtigung zu den im Abſatze 1 bezeichneten Nutzungen. 

Die Beſchwerden und die Einſprüche ſowie die Klage haben keine auf— 
ſchiebende Wirkung. 

$. 72. 

Die Landgemeinden find befugt, auf Grund von Gemeindebeſchlüſſen, 
welche der Genehmigung des Kreisausſchuſſes unterliegen, für die Theilnahme an 
den Gemeindenutzungen die Entrichtung eines zu deren Werthe in einem ange⸗ 
meſſenen Verhältniſſe ſtehenden Einkaufsgeldes anſtatt oder neben einer jährlichen 
Abgabe anzuordnen. 

Durch die Entrichtung des Einkaufsgeldes wird die Ausübung des Gemeinde⸗ 
rechtes nicht bedingt. 

Die Verpflichtung zur Zahlung des Einkaufsgeldes ſowie der Abgabe für 
die Theilnahme an den Gemeindenutzungen ruht, ſo lange auf dieſe Theilnahme 
verzichtet wird. 

Nen 

Hinſichtlich der Beitreibung der Einkaufsgelder und der jährlichen Abgaben 
für die Theilnahme an den Gemeindenutzungen im Verwaltungszwangsverfahren, 
der Einſprüche und Beſchwerden ſowie der Klage in Betreff der Heranziehung 
oder der Veranlagung zu dieſen Abgaben, etwaiger Nachforderung derſelben und 
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der Verjährung der Rückſtände finden die in den $$. 36 bis 38 enthaltenen Be— 
ſtimmungen ſinngemäße Anwendung, jedoch mit der Maßgabe, daß die nicht zur 
Hebung geſtellten Einkaufsgelder erſt in zwei Jahren nach Ablauf desjenigen 
Jahres, in welchem die Zahlungsverbindlichkeit entſtanden iſt, verjähren. 


Sechster Abſchnitt. 
Verwaltung der Landgemeinden. 
$. 74. 

An der Spitze der Verwaltung der Landgemeinde ſteht der Gemeindevor— 
ſteher (Schulze, Scholze, Richter, Dorfrichter). 

Dem Gemeindevorſteher ſtehen zwei Schöffen (Schöppen, Gerichtsmänner, 
Gerichts- oder Dorfgeſchworene) zur Seite, welche ihn in den Amtsgeſchäften zu 
unterſtützen und in Behinderungsfällen zu vertreten haben. 

Durch Ortsſtatut kann die Zahl der Schöffen auf höchſtens ſechs vermehrt 
werden. 

Wo die Zahl der Schöffen nach der bisherigen Ortsverfaſſung eine größere 
als zwei geweſen iſt, aber die Zahl ſechs nicht überſteigt, verbleibt es hierbei bis 
zu anderweiter ortsſtatutariſcher Feſtſetzung. 

Wo dem Gemeindevorſteher nur zwei Schöffen zur Seite ſtehen, iſt ein 
Stellvertreter zu wählen, welcher in Behinderungsfällen eines der beiden Schöffen 
für dieſen eintritt. 

In größeren Gemeinden kann durch Ortsſtatut ein aus dem Gemeindevor— 
ſteher und den Schöffen beſtehender kollegialiſcher Gemeindevorſtand eingeführt 
werden. 

J. 79. 

Der⸗Beneindevorſteher und die Schöffen werden von der Gemeindever— 
ſammlung (Gemeindevertretung) aus der Zahl der Gemeindeglieder auf ſechs 
Jahre gewählt. Nach dreijähriger Amtsdauer kann der Gemeindevorſteher auf 
weitere neun Jahre gewählt werden. 

In Gemeinden mit mehr als 3000 Einwohnern kann die Gemeindever— 
tretung die Anſtellung eines beſoldeten Gemeindevorſtehers beſchließen. Die Wahl 
deſſelben erfolgt auf die Dauer von zwölf Jahren und iſt nicht beſchränkt auf die 
Gemeindeglieder. 

Vater und Sohn, ſowie Brüder dürfen nicht gleichzeitig Gemeindevorſteher 
und Schöffen ſein. 

$. 76. 


Bezüglich der Einladung der Mitglieder der Gemeindeverſammlung (Ge— 
meindevertretung) zur Wahl kommen die Vorſchriften des $. 59 zur Anwendung. 
$. 77. 


Der Wahlvorſtand beſteht aus dem Gemeindevorſteher oder dem zu deſſen 
Vertretung berufenen Schöffen, als Vorſitzenden, und aus zwei von der Gemeinde— 
Gef. Samml. 1891. (Nr. 9468.) 46 
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verſammlung (Gemeindevertretung) zu wählenden Beiſitzern. Der Vorſitzende 
ernennt einen der Beiſitzenden zum Protokollführer. Erforderlichenfalls kann 
jedoch auch eine nicht zur Wahlverſammlung gehörige Perſon zum Protokollführer 
ernannt werden. 

$. 78. 

Während der Wahlhandlung dürfen im Wahlraume weder Berathungen 
ſtattfinden, noch Anſprachen gehalten, noch Beſchlüſſe gefaßt werden. Aus— 
genommen hiervon ſind Berathungen und Beſchlüſſe des Wahlvorſtandes, welche 
durch die Leitung des Wahlgeſchäfts erheiſcht werden. 


f $...29. 
Jede Wahl erfolgt in einem beſonderen Wahlgange durch Stimmzettel, 


$. 80. 

Die Wähler werden in der Reihenfolge, in welcher ſie in der Wählerliſte 
aufgeführt ſind, aufgerufen. 

Die Aufgerufenen legen ihre Stimmzettel uneröffnet in die Wahlurne. 

Findet die Wahl durch die Gemeindeverſammlung ſtatt, ſo wird das 
Stimmrecht nach Maßgabe der Beſtimmungen des $. 48 ausgeübt. 

Die nach der Eröffnung, jedoch vor dem Schluſſe der Wahlhandlung er⸗ 
ſcheinenden Wähler können noch an der Abſtimmung theilnehmen. 

Sind keine Stimmen mehr abzugeben, ſo erklärt der Wahlvorſtand die 
Wahl für geſchloſſen, der Vorſitzende nimmt die Stimmzettel einzeln aus der 
Wahlurne und verlieſt die darauf verzeichneten Namen, welche von einem durch 
den Vorſitzenden zu ernennenden Beiſitzer laut gezählt werden. 


$. 81. 
Ungültig ſind diejenigen Stimmzettel, 
1) welche nicht von weißem Papier oder welche mit einem äußeren Kenn- 
zeichen verſehen ſind, 
2) welche keinen oder keinen lesbaren Namen enthalten, 
3) aus welchen die Perſon des Gewählten nicht unzweifelhaft zu er— 
kennen iſt, 
4) auf welchen mehr als ein Name oder der Name einer nicht wählbaren 
Perſon verzeichnet iſt, 
5) welche einen Proteſt oder Vorbehalt enthalten. 
Alle ungültigen Stimmzettel werden als nicht abgegeben betrachtet. Ueber 
die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet vorläufig der Wahlvorſtand. 
Die Stimmzettel find dem Wahlprotokolle beizufügen und fo lange aufzu- 
bewahren, bis über die gegen das Wahlverfahren erhobenen Einſprüche rechts— 
kräftig entſchieden iſt. 
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$. 82. 

Als gewählt iſt derjenige zu betrachten, welcher bei der erſten Abſtimmung 
mehr als die Hälfte der gültig abgegebenen Stimmen erhalten hat. 

Ergiebt ſich bei der erſten Abſtimmung dieſe Stimmenmehrheit nicht, ſo 
kommen bei der ſofort vorzunehmenden zweiten Abſtimmung diejenigen zwei Per⸗ 
ſonen, welche im erſten Wahlgange die meiſten Stimmen erhalten haben, auf die 
engere Wahl. Haben mehr als zwei Perſonen die höchſte oder zweithöchſte 
Stimmenzahl in der Weiſe erhalten, daß auf ſie eine gleiche Stimmenzahl ent— 
fallen iſt, ſo entſcheidet das durch die Hand des Vorſitzenden zu ziehende Loos 
darüber, wer auf die engere Wahl zu bringen iſt. Bei dem zweiten Wahlgange 
find außer den im $. 81 angegebenen ferner auch alle diejenigen Stimmzettel 
ungültig, welche den Namen einer nicht zur engeren Wahl ſtehenden Perſon ent— 
halten. Als gewählt iſt derjenige zu betrachten, welcher die meiſten Stimmen 
erhalten hat. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das durch die Hand des Vor— 
ſitzenden zu ziehende Loos. N 

Die Wahlprotokolle find von dem Wahlvorſtande zu unterzeichnen. 


$. 83. 

Der Vorſitzende des Wahlvorſtandes hat die Gewählten von der auf fie 
gefallenen Wahl mit der Aufforderung in Kenntniß zu ſetzen, ſich über die An— 
nahme oder Ablehnung der Wahl innerhalb längſtens einer Woche zu erklären. 
Von demjenigen, welcher hierüber keine Erklärung abgiebt, wird angenommen, 
daß er die Wahl ablehne. 

$. 84. 

Die gewählten Gemeindevorſteher und Schöffen bedürfen der Beſtätigung 
durch den Landrath. 

Vor der Beſtätigung iſt der Amtsvorſteher (Diſtriktskommiſſarius) mit 
ſeinem Gutachten zu hören. 

Die Beſtätigung kann nur unter Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes verſagt 
werden. Dieſer Zuſtimmung bedarf es auch dann, wenn der Wahl die Beſtäti— 
gung wegen formaler Mängel des Verfahrens verſagt wird. 

Wird die Beſtätigung verſagt, ſo iſt eine Neuwahl anzuordnen. Erhält 
auch dieſe die Beſtätigung nicht, ſo ernennt der Landrath unter Zuſtimmung des 
Kreisausſchuſſes einen Stellvertreter auf ſo lange, bis eine erneuerte Wahl die 
Beſtätigung erlangt hat. 

Daſſelbe findet ſtatt, wenn keine Wahl zu Stande kommt. 

Die Beſtimmungen dieſes Paragraphen finden auch auf andere gewählte 
Gemeindebeamte Anwendung, deren Wahl der Beſtätigung bedarf. 


$. 85. 

Die Gemeindevorſteher und die Schöffen werden vor ihrem Amtsantritte 
von dem Landrathe oder in ſeinem Auftrage von dem Amtsvorſteher, in der 
Provinz Poſen von dem Diſtriktskommiſſarius, vereidigt. 
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$. 86. 

Die Gemeindevorſteher haben den Erſatz ihrer baaren Auslagen und die 
Gewährung einer mit ihrer amtlichen Mühewaltung in billigem Verhältniſſe 
ſtehenden Entſchädigung zu beanſpruchen. 

Die Aufbringung derſelben liegt der Gemeinde ob. 

Alle fortlaufenden Geld- und Naturalbeiträge des Gutsherrn zur Remune⸗ 
ration des Gemeindevorſtehers fallen fort. 

Landdotationen, welche für die Verwaltung des Schulzenamts ausgewieſen 

ſind, können auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes nicht zurückgefordert werden. 
Sind ſolche Landdotationen allein oder in Verbindung mit Geld- und Natural— 
beiträgen von dem Gutsherrn gewährt, ſo iſt derſelbe berechtigt, hierfür von dem 
Gemeindevorſteher auch ferner die Wahrnehmung der Geſchäfte des Gutsvorſtehers 
oder die Vertretung hierbei in dem bisherigen Umfange (§. 124 Abſatz 2) zu 
ordern. 
g Der Gutsherr wie die Gemeinde kann die Löſung eines derartigen Ver— 
hältniſſes gegen Fortfall der Geld- und Naturalbeiträge und gegen Entſchädigung 
für die Landdotationen verlangen. Der Gemeinde ſteht dabei das Recht zu, 
ſtatt der Gewährung einer Entſchädigung die Landdotationen herauszugeben. 

In Betreff der Auseinanderſetzungen kommen die Vorſchriften der $$. 97 
bis 101 mit der Maßgabe zur Anwendung, daß zu den im erſten Abſatze des 
§. 101 erwähnten Koſten auch die Gutsherren nichts beizutragen haben. 

Die Schöffen haben ihr Amt in der Regel unentgeltlich zu verwalten und 
nur den Erſatz baarer Auslagen zu beanſpruchen. 


$. 87. 

Ueber die Feſtſetzung der baaren Auslagen und der Entſchädigung der 
Gemeindevorſteher und der kommiſſariſchen Gemeindevorſteher, ſowie über die 
baaren Auslagen der Schöffen beſchließt der Kreisausſchuß auf Antrag der Be— 
theiligten. 

$. 88. 

Der Gemeindevorſteher iſt die Obrigkeit der Landgemeinde und führt deren 
Verwaltung. 

Der Gemeindevorſteher führt in der Gemeindeverſammlung (Gemeinde— 
vertretung) den Vorſitz mit vollem Stimmrechte. 

Hat die Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) einen Beſchluß gefaßt, 
welcher nach der Anſicht des Gemeindevorſtehers das Gemeinwohl oder das Ge— 
meindeintereſſe verletzt, ſo iſt der Gemeindevorſteher verpflichtet, die Ausführung 
des Beſchluſſes auszuſetzen und, wenn die Gemeindeverſammlung (Gemeinde— 
vertretung) bei nochmaliger Berathung bei ihrem Beſchluß beharrt, innerhalb zwei 
Wochen die Entſcheidung des Kreisausſchuſſes einzuholen. 

Insbeſondere liegen dem Gemeindevorſteher folgende Geſchäfte ob: 

1) die Geſetze und Verordnungen, ſowie die Verfügungen der ihm vor— 

geſetzten Behörden auszuführen, 
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2) die Beſchlüſſe der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) vor⸗ 
zubereiten, 

3) die Beſchlüſſe der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung), ſofern 
er dieſelben nicht beanſtandet ($. 140) oder deren Ausführung ausſetzt 
(Abſatz 3) — diejenigen über die Benutzung des Gemeindevermögens 
($. 113) nach Berathung mit den Schöffen —, zur Ausführung zu 
bringen und demgemäß die laufende Verwaltung bezüglich des Vermögens 
und der Einkünfte der Gemeinde, ſowie der Gemeindeanſtalten, für 
welche eine beſondere Verwaltung nicht beſteht, zu führen, und die⸗ 
jenigen Gemeindeanſtalten, für welche beſondere Verwaltungen eingeſetzt 
ſind, zu beaufſichtigen, 

4) die auf dem Gemeindevoranſchlage oder auf Beſchlüſſen der Gemeinde— 
verſammlung (Gemeindevertretung) beruhenden Einnahmen und Aus— 
gaben anzuweiſen und das Rechnungs- und Kaſſenweſen, ſoweit er es 
nicht ſelbſt führt, zu beaufſichtigen, 

5) die Gemeindebeamten, nachdem die Gemeindeverſammlung (Gemeinde— 
vertretung) darüber beſchloſſen hat, anzuſtellen und zu beaufſichtigen, 

6) die Urkunden und Akten der Gemeinde aufzubewahren, 

7) die Gemeinde nach außen zu vertreten und Namens derſelben mit Be⸗ 

hörden und Privatperſonen zu verhandeln. 

Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche die Gemeinde gegen Dritte 
verbinden ſollen, ingleichen Vollmachten, müſſen unter Anführung des 
betreffenden Gemeindebeſchluſſes und der dazu etwa erforderlichen Ge⸗ 
nehmigung oder Entſchließung der zuſtändigen Aufſichtsbehörde im Namen 
der Gemeinde von dem Gemeindevorſteher und einem der Schöffen 
unterſchrieben und mit dem Gemeindeſiegel verſehen ſein. Eine der 
vorſtehenden Beſtimmung gemäß ausgeſtellte Vollmacht iſt auch dann 
ausreichend, wenn die Geſetze ſonſt eine gerichtliche oder Notariatsvoll— 
macht erfordern. 

Zu dem Nachweiſe, daß von einer Gemeinde bei der Erwerbung 
oder Veräußerung von Grundſtücken oder denſelben gleichſtehenden 
Gerechtſamen die den Gemeinden geſetzlich vorgeſchriebenen beſonderen 
Formen beobachtet ſind, genügt eine Beſcheinigung des Landraths als 
Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes; 
die Gemeindeabgaben und Dienſte nach den Geſetzen und den Beſchlüſſen 
der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) auf die Verpflichteten 
zu vertheilen und wegen deren Einziehung oder Ausführung die er— 
forderlichen Anordnungen zu treffen. 


$. 89. 

Wo ein kollegialiſcher Gemeindevorſtand eingeführt iſt (§. 74 Abſatz 6), 
können demſelben die in den $$. 9, 51, 71, 88 Nr. 2 bis 4 und 8, 119 und 
120 erwähnten Befugniſſe durch das Ortsſtatut übertragen werden. 

(Nr. 9468.) 
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Die Beſchlüſſe des Gemeindevorſtandes werden nach Stimmenmehrheit und 
unter Theilnahme von mindeſtens drei Mitgliedern gefaßt. Bei Stimmengleichheit 
entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Den Vorſitz führt der Gemeinde 
vorſteher. Ueber deſſen Vertretung in Behinderungsfällen hat das Ortsſtatut 
Beſtimmungen zu treffen. 

Betrifft der Gegenſtand der Verhandlung einzelne Mitglieder des Gemeinde— 
vorſtandes oder deren Verwandte und Verſchwägerte in auf- oder abſteigender 
Linie oder bis zum dritten Grade der Seitenlinie, ſo dürfen dieſelben an der 
Berathung und Entſcheidung nicht theilnehmen. Wird hierdurch der Gemeinde⸗ 
vorſtand beſchlußunfähig, ſo entſcheidet der Gemeindevorſteher allein. 

Tritt die Beſchlußunfähigkeit aus anderen Gründen ein, jo hat der Ge 
meindevorſteher eine zweite Sitzung anzuberaumen; ergiebt ſich auch in dieſer keine 
Beſchlußfähigkeit, ſo hat der Gemeindevorſteher allein hinſichtlich der auf der 
Tagesordnung ſtehenden Gegenſtände Anordnung zu treffen. 


$. 90. 


Der Gemeindevorſteher iſt, ſofern er nicht zugleich ſelbſt das Amtsvorſteher⸗ 
amt bekleidet, das Organ des Amtsvorſtehers für die Polizeiverwaltung. 

In dem gleichen Verhältniſſe ſteht der Gemeindevorſteher in der Provinz 
Poſen zu dem Diſtriktskommiſſarius. 

Der Gemeindevorſteher hat vermöge deſſen das Recht und die Pflicht, da, 
wo die Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit ein ſofortiges 
polizeiliches Einſchreiten nothwendig macht, das dazu Erforderliche vorläufig an— 
zuordnen und ausführen zu laſſen. 


| F. 91. 
Der Gemeindevorſteher hat insbeſondere das Recht und die Pflicht: 


1) der vorläufigen Feſtnahme und Verwahrung einer Perſon nach den 
Vorſchriften des §. 127 der Strafprozeßordnung für das Deutſche Reich 
vom 1. Februar 1877 (Reichs-Geſetzbl. S. 258) und des F. 6 des 
Geſetzes zum Schutze der perſönlichen Freiheit vom 12. Februar 1850 
(Geſetz-Samml. S. 45), 

2) die unter Polizeiaufſicht ſtehenden Perſonen zu beaufſichtigen, 

3) die ihm von dem Amtsvorſteher (Diſtriktskommiſſarius), der Staats⸗ 
oder Amtsanwaltſchaft aufgetragenen polizeilichen Maßregeln auszuführen 
und Verhandlungen aufzunehmen, 

4) die in den $$. 8 ff. des Geſetzes über die Aufnahme neu anziehender 
Perſonen vom 31. Dezember 1842 (Geſetz-Samml. 1843 S. 5) vor 
geſchriebene Meldung entgegenzunehmen. 
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Siebenter Abſchnitt. 


Aufhebung der mit dem Beſitze gewiſſer Grundſtücke verbundenen Be⸗ 
rechtigung und Verpflichtung zur Verwaltung des Schulze namtes. 


$. 92. 

Die mit dem Beſitze gewiſſer Grundſtücke verbundene Berechtigung und 
Verpflichtung zur Verwaltung des Schulzen⸗ (Richter⸗) Amtes iſt von dem Zeit- 
punkte des Inkrafttretens dieſes Geſetzes ab auch in der Provinz Poſen auf 
gehoben. 

$. 93. 

In Folge der Aufhebung der im $. 92 gedachten Berechtigung und Ver— 
pflichtung treten auch diejenigen Feſtſetzungen außer Kraft, welche in Folge der 
Zerſtückelung von Lehn- und Erbſchulzengütern nach F. 16 des Geſetzes vom 
3. Januar 1845 (Geſetz-Samml. S. 25) über die Verbindung der Verwaltung 
des Schulzenamtes mit dem Beſitze eines der Theile des zerſtückelten Grundſtücks 
oder die Ausweifung eines auskömmlichen Schulzengehaltes in Grundſtücken oder 
in Geld und die Vertheilung des Geldbeitrages auf die einzelnen Trennſtücks— 
beſitzer getroffen worden ſind. 


8. 94. 


Grundſtücke, Gerechtigkeiten und Einkünfte, welche den Schulzengutsbeſitzern 
erweislich von der Gemeinde ſelbſt für die Amtsverwaltung verliehen ſind, fallen 
an die Gemeinde zurück. 

§. 95. 

Ebenſo hören diejenigen Vorrechte und Befreiungen auf, welche dem Schulzen⸗ 
gutsbeſitzer für die Verwaltung des Schulzenamtes in Beziehung auf die aus dem 
Kommunalverbande oder aus anderen Verbänden, z. B. dem Kirchen- und Schul⸗ 
verbande, entſpringenden Dienſte und Abgaben der Gemeinde oder deren Mit- 
gliedern gegenüber bisher zuſtanden. 

Auf weitere Vergütigungen hat die Gemeinde keinen Anſpruch. 


$. 96. 

Die Beziehungen zwiſchen dem Beſitzer des Schulzengutes und dritten 
Perſonen werden von den Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht berührt. 

In keinem Falle können jedoch Grundſtücke, Gerechtigkeiten oder Befreiungen, 
welche dem Schulzengute, wenngleich mit Beziehung auf die dem Beſitzer zu⸗ 
ſtehende Verwaltung des Schulzenamtes, von Dritten, insbeſondere von dem 
Landesherrn oder von Gerichts- oder Gutsherren, ſei es bei der Fundation des 
Schulzengutes oder ſpäter, ohne ausdrücklichen Vorbehalt des Widerrufs verliehen 
worden ſind, ſowie die etwa an Stelle der verliehenen Gerechtigkeiten und Freiheiten 
getretenen Landabfindungen oder ſonſtigen Entſchädigungen von den Verleihern 
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oder deren Rechtsnachfolgern in Anſpruch genommen und zurückgefordert werden. 
Dieſelben verbleiben vielmehr dem Schulzengutsbeſitzer auch nach Aufhebung der 
mit dem Schulzengute verbundenen Amtsverwaltung. 


$. 97. 


Die nach den $$. 94 und 95 etwa erforderliche Auseinanderſetzung zwiſchen 
der Gemeinde und dem Schulzengutsbeſitzer wird durch einen von dem Kreis— 
ausſchuſſe zu ernennenden Kommiſſarius bewirkt. 

Der über die Auseinanderſetzung aufzunehmende Rezeß unterliegt der Prüfung 
und Beſtätigung des Kreisausſchuſſes. 


$. 98. 


Entſtehen bei dem Auseinanderſetzungsverfahren ($. 97) Streitigkeiten darüber, 
ob mit einem Grundſtücke die Verpflichtung zur Verwaltung des Schulzenamtes 
verbunden iſt, oder ob und welche Grundſtücke, Gerechtigkeiten, Vorrechte oder 
Befreiungen der in den $$. 94 und 95 gedachten Art zuruͤckzugewähren oder auf— 
zuheben ſind, oder wird die Vollziehung des Rezeſſes von den Betheiligten ver— 
weigert, oder die Beſtätigung ($. 97 Abſatz 2) von dem Kreisausſchuſſe verſagt, 
ſo ſind die Verhandlungen zum weiteren Verfahren und zur Entſcheidung an die 
betreffende Auseinanderſetzungsbehörde (Generalkommiſſion) abzugeben. 

Gegen die Entſcheidung der Generalkommiſſion findet die Berufung an 
das Oberlandeskulturgericht ſtatt, welches endgültig entſcheidet. 

Vor der Entſcheidung in erſter und zweiter Inſtanz iſt das Gutachten des 
Kreisausſchuſſes einzuholen und den Betheiligten zur Erklärung mitzutheilen. 


RN 
Iſt das Auseinanderſetzungsverfahren zufolge §. 98 auf die Auseinander- 
ſetzungsbehörde übergegangen, jo ſteht dieſer Behörde auch die Aufnahme, Prüfung 
und Beſtätigung des Rezeſſes zu. 


$. 100. 
In Betreff des Verfahrens ($$. 97 bis 99), ſowie der Wirkung und Aus- 
führung der Rezeſſe, gelten die hinſichtlich der Ablöſung der Reallaſten und der 
Regulirung der gutsherrlichen Verhältniſſe beſtehenden Vorſchriften. 


$. 101. 

Zu den Koſten, welche die Ausführung der in dieſem Geſetze den Kreis— 
ausſchüſſen und deren Kommiſſarien übertragenen Geſchäfte verurſacht, haben die 
Gemeinden und die Schulzengutsbeſitzer nichts beizutragen. 

Für das Verfahren bei den Auseinanderſetzungsbehörden gelten die für die— 
ſelben beſtehenden Koſtenbeſtimmungen. 
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Achter Abſchnitt. 
Geſchäfte der Gemeindeverſammlung und Gemeindevertretung. 


$. 102. 

Die Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) hat über alle Gemeinde— 
angelegenheiten zu beſchließen, ſoweit dieſe nicht durch das Geſetz dem Gemeinde— 
vorſteher (Gemeindevorſtand) ausſchließlich überwieſen ſind. Ueber andere Ange— 
legenheiten darf die Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) nur dann berathen, 
wenn ſolche durch beſondere Geſetze oder in einzelnen Fällen durch Aufträge der 
Aufſichtsbehörde an fie gewieſen find. 

Wo eine Gemeindevertretung beſteht, ſind die Gemeindeverordneten an keinerlei 
Inſtruktion oder Aufträge der Wähler gebunden. 


$. 103. 

Die Gemeindeverfammlung (Gemeindevertretung) überwacht die Verwaltung; 
fie iſt berechtigt, ſich von der Ausführung ihrer Beſchlüſſe, von dem Eingange 
und der Verwendung aller Einnahmen der Gemeindekaſſe, ſowie von der ge— 
hörigen Ausführung der Gemeindearbeiten Ueberzeugung zu verſchaffen; ſie darf 
jedoch ihre Beſchlüſſe niemals ſelbſt zur Ausführung bringen. f 


$. 104. 

Die Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) iſt zuſammenzuberufen, 
ſo oft ihre Geſchäfte es erfordern. 

Die Zuſammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenſtände der Be— 
rathung durch den Gemeindevorſteher; ſie muß erfolgen, wenn es von einem 
Viertel der Mitglieder verlangt wird. 

Die Art und Weiſe der Zuſammenberufung wird durch die Ortsverfaſſung 
beſtimmt. Mit Ausnahme dringender Fälle müſſen zwiſchen der Zufammen- 
berufung und dem Verhandlungstermine mindeſtens zwei Tage frei bleiben. 

Die Verſammlungen ſollen in der Regel nicht in Wirthshäuſern oder 
Schänken abgehalten werden. 


$. 105. 

Für die Gemeindevertretung können durch Beſchluß derſelben regelmäßige 
Sitzungstage feſtgeſetzt werden; es müſſen jedoch auch dann die Gegenſtände der 
Berathung, und zwar mit Ausnahme dringender Fälle mindeſtens zwei Tage 
vorher den Mitgliedern der Verſammlung angezeigt werden. 


$. 106. 
Die Gemeindeverſammlung iſt beſchlußfähig, wenn mehr als ein Drittel der 
ſtimmberechtigten Gemeindemitglieder anweſend iſt. 
Geſ. Samml. 1891. (Nr. 9468.) 47 
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Für die Gemeindevertretung bedarf es der Anweſenheit von mehr als der 
Hälfte der Mitglieder derſelben. 

In beiden Fällen bedarf es bei der Vorladung des Hinweiſes darauf, daß 
die Nichtanweſenden ſich den gefaßten Beſchlüſſen zu unterwerfen haben. 

Wird die Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) zum zweiten Male 
zur Berathung über denſelben Gegenſtand zuſammenberufen, fo find die erſchienenen 
Mitglieder ohne Rückſicht auf ihre Anzahl beſchlußfähig. Bei der zweiten Zu⸗ 
ſammenberufung muß auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen werden. 


$. 107. 

Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleich⸗ 
heit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Die der Stimmabgabe fich. ent- 
haltenden Mitglieder werden zwar als anweſend betrachtet, die Stimmenmehrheit 
wird jedoch lediglich nach der Zahl der abgegebenen Stimmen feſtgeſtellt. 


$. 108. 

An Verhandlungen über Rechte und Verpflichtungen der Gemeinde darf 
derjenige nicht theilnehmen, deſſen Intereſſe mit dem der Gemeinde im Wider— 
ſpruche ſteht. Kann wegen dieſer Ausſchließung ein gültiger Beſchluß nicht ge⸗ 
faßt werden, fo beſchließt an Stelle der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) 
der Kreisausſchuß. 

$. 109. 

Bei den Sitzungen der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) findet 
beſchränkte Oeffentlichkeit ftatt. Denſelben können als Zuhörer alle zu den Ge 
meindeabgaben herangezogenen männlichen großjährigen Perſonen beiwohnen, welche 
ſich im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte befinden und Gemeindeangehörige (§. 7) 
oder Stimmberechtigte auf Grund des $. 45 Abſatz 1 oder Vertreter von Stimm- 
berechtigten ($. 46 Nr. 1, 2 und 4) find. Für einzelne Gegenſtände kann durch 
beſonderen Beſchluß, welcher in geheimer Sitzung gefaßt wird, die Oeffentlichkeit 
ausgeſchloſſen werden. Das Ortsſtatut kann Beſtimmung darüber treffen, daß 
die Sitzungen mit Angabe der Tagesordnung in ortsüblicher Weiſe vorher bekannt 
zu machen ſind. 

$. 110. 

Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen, eröffnet und ſchließt die Sitzungen 
und handhabt die Ordnung in der Verſammlung. 

Er kann jeden Zuhörer, welcher Störung irgend einer Art verurſacht, aus 
dem Sitzungszimmer entfernen laſſen. 


F. 111. 


Die Beſchlüſſe der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) ſind in ein 
beſonderes Buch einzutragen und von dem Vorſitzenden, ſowie wenigſtens zwei 
ſtimmberechtigten Mitgliedern der Verſammlung zu unterzeichnen. 
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$. 112. 

Durch Ortsſtatut kann beſtimmt werden, daß unentſchuldigtes Ausbleiben 
aus den Verſammlungen der Gemeindevertretung, ſowie ordnungswidriges Ber 
nehmen in dieſen Verſammlungen oder in der Gemeindeverſammlung für das 
betreffende Mitglied eine in die Gemeindekaſſe fließende Geldſtrafe von 1 bis 3 Mark 
nach ſich ziehen, und daß im Wiederholungsfalle, nach Lage der Sache, Aus— 
ſchließung aus der Verſammlung auf eine gewiſſe Zeit, bis auf die Dauer eines 
Jahres, verhängt werde. Ueber die Verhängung dieſer Strafen beſchließt die 
Gemeindevertretung (Gemeindeverſammlung). Gegen den Beſchluß findet die Klage 
im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. Die Klage ſteht auch dem Gemeindevor— 
ſteher zu. 

. f 

Die Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) beſchließt über die Ver— 
waltung und Benutzung des Gemeindevermögens (§§. 68 ff.). 


$. 114. 

Zur Veräußerung oder weſentlichen Veränderung von Sachen, welche einen 
beſonderen wiſſenſchaftlichen, hiſtoriſchen oder Kunſtwerth haben, iſt die Genehmi— 
gung des Regierungspräſidenten erforderlich. 

Zur Veräußerung von Grundſtücken oder ſolchen Gerechtigkeiten, welche 
den Grundſtücken geſetzlich gleichgeſtellt ſind, 

zu einſeitigen Verzichtleiſtungen und Schenkungen, N 

zu Anleihen, durch welche die Gemeinde mit einem Schuldenſtande be— 
laſtet, oder der vorhandene vergrößert wird, 

zur neuen Belaſtung der Gemeindeangehörigen ohne geſetzliche Ver— 
pflichtung, 

zu Veränderungen im Genuſſe der Gemeindenutzungen 

bedarf es der Genehmigung des Kreisausſchuſſes. 


$. 115. 
Die Veräußerung von Grundſtücken darf der Regel nach nur im Wege 
des öffentlichen Meiſtgebotes ſtattfinden. 
Zur Gültigkeit einer ſolchen Veräußerung gehört: 
1) die Vorlegung eines beglaubigten Auszuges aus der Grundſteuer— 
mutterrolle, 
2) eine ortsübliche Bekanntmachung, 
3) die einmalige Bekanntmachung durch das für die amtlichen Bekannt⸗ 
machungen des Landraths beſtimmte Blatt (Kreisblatt), 


4) eine Friſt von vier Wochen von der Bekanntmachung bis zum Ver— 
kaufstermine, 
(Nr. 9468.) 47* 
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5) die Abhaltung der Verkaufsverhandlung durch den Gemeindevorſteher 
oder einen Juſtizbeamten. 

Der im Abſatz 2 unter Nr. 3 vorgeſchriebenen Bekanntmachung bedarf es 
nicht, wenn der Grundſteuerreinertrag des Grundſtücks 6 Mark nicht überſteigt. 

Liegt dieſe Vorausſetzung (Abſatz 3) vor, oder erachtet der Kreisausſchuß 
den Vortheil der Gemeinde für gewahrt, ſo kann ein Verkauf aus freier Hand 
oder ein Tauſch ſtattfinden. 

Das Ergebniß des Verkaufes iſt in allen Fällen der Gemeindeverſammlung 
(Gemeindevertretung) mitzutheilen; der Zuſchlag kann nur mit deren Genehmigung 
ertheilt werden. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch auf Verkäufe von Realberechti— 
gungen Anwendung, wobei außerdem die Aufnahme einer Taxe in allen Fällen 
nothwendig iſt. 

Für die Eintragung im Grundbuche genügt zum Nachweiſe, daß der Vor— 
ſchrift dieqſes Paragraphen genügt worden iſt, die Beſtätigung des Vertrages durch 
den Kreisausſchuß. 


$. 116. 


Die Verpachtung von Grundſtücken und Gerechtſamen der Gemeinden muß 
im Wege des öffentlichen Meiſtgebotes geſchehen. Ausnahmen hiervon können 
durch den Kreisausſchuß geſtattet werden. 


Neunter Abſchnitt. 
Beſoldete Gemeindebeamte, deren Gehälter und Penſionen. 


. 


Die Landgemeinden ſind befugt, die Anſtellung beſoldeter Gemeindebeamten 
für einzelne Dienſtzweige oder Dienſtverrichtungen zu beſchließen. 


$. 118. 


Ueber die Gehalts- und Penſionsverhältniſſe diefer Beamten kann durch 
Ortsſtatut Beſtimmung getroffen werden. 

Auf Antrag der Betheiligten beſchließt der Kreisausſchuß über die Feft- 
ſetzung der Beſoldungen und ſonſtigen Dienſtbezüge von Gemeindebeamten. 

Ueber ſtreitige Penſionsanſprüche der beſoldeten Gemeindebeamten beſchließt 
der Kreisausſchuß, und zwar, ſoweit der Beſchluß ſich darauf erſtreckt, welcher 
Theil des Dienſteinkommens bei Feſtſtellung der Penſionsanſprüche als Gehalt 
anzuſehen iſt, vorbehaltlich der den Betheiligten gegen einander zuſtehenden Klage 
im Verwaltungsſtreitverfahren, im Uebrigen vorbehaltlich des ordentlichen Rechts— 
weges. Der Beſchluß iſt vorläufig vollſtreckbar. 
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Zehnter Abſchnitt. 
Gemeindehaushalt. 


$. 119. 


Ueber alle Einnahmen und Ausgaben, welche ſich im Voraus veranſchlagen 
laſſen, entwirft der Gemeindevorſteher (Gemeindevorſtand) für das Rechnungsjahr 
oder für eine längere, von der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) feſt— 
zuſetzende Rechnungsperiode, welche jedoch die Dauer von drei Jahren nicht über— 
ſteigen darf, einen Voranſchlag. 

Der Entwurf iſt während zwei Wochen nach vorheriger Bekanntmachung 
in einem von der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) zu beſtimmenden 
Raume zur Einſicht aller Gemeindeangehörigen auszulegen. 

Nach Ablauf dieſer Friſt erfolgt die Feſtſtellung des Voranſchlages durch 
die Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung). 

Dieſe Feſtſtellung iſt vor Beginn des neuen Rechnungsjahres oder der neuen 
Rechnungsperiode zu bewirken. Der Gemeindevorſteher hat eine Abſchrift des feſt— 
geſetzten Voranſchlages dem Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes einzureichen. 

Der Gemeindehaushalt iſt nach dem Voranſchlage zu führen. Alle Gemeinde— 
einkünfte müſſen zur Gemeindekaſſe gebracht werden. Ausgaben, welche außerhalb 
des Voranſchlages geleiſtet werden ſollen, oder über deren Verwendung beſondere 
Beſchlußfaſſung vorbehalten iſt, ſowie Ueberſchreitungen des Voranſchlages bedürfen 
der vorherigen Genehmigung der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung). 

Durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes kann einzelnen Gemeinden die Feſt— 
ſetzung eines Voranſchlages nachgelaſſen werden, wenn deren Verhältniſſe dies 
unbedenklich erſcheinen laſſen. 


$. 120. 

Ueber alle Einnahmen und Ausgaben der Gemeinde muß ein nach Vor— 
ſchrift angelegtes Gemeinderechnungsbuch geführt werden. 

Die Gemeinderechnung iſt binnen drei Monaten nach dem Schluſſe des 
Rechnungsjahres der Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) zur Prüfung, 
Feſtſtellung und Entlaſtung vorzulegen. 

Wo ein beſonderer Gemeindeeinnehmer beſtellt iſt, erfolgt die Einreichung 
der Rechnung zunächſt an den Gemeindevorſteher (Gemeindevorſtand), welcher 
ſie einer Vorprüfung zu unterziehen und, mit ſeinen Erinnerungen verſehen, der 
Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) vorzulegen hat. 

Die Feſtſtellung der Rechnung muß innerhalb drei Monaten nach Vor— 
legung der Gemeinderechnung bewirkt ſein. 

Nach erfolgter Feſtſtellung iſt die Rechnung während eines Zeitraumes von 
zwei Wochen zur Einſicht der Gemeindeangehörigen auszulegen. 

Dem Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes iſt eine Abſchrift des Feſtſtellungs— 
beſchluſſes ſofort einzureichen. 

(Nr. 9468.) 
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Dem Kreisausſchuſſe liegt die Reviſion der Gemeinderechnungen ob, welche 
alljährlich bei mehreren Gemeinden des Kreiſes zu erfolgen hat. 


$. 121. 

Der Kreisausſchuß beſchließt: 

1) an Stelle der Aufſichtsbehörde über die Feſtſtellung und den Erſatz der 
bei Kaſſen und anderen Verwaltungen der Landgemeinden vorkommenden 
Defekte nach Maßgabe der Verordnung vom 24. Januar 1844 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 52). 

Der Beſchluß iſt vorbehaltlich des ordentlichen Rechtsweges end» 
gültig 

2) über die Art der gerichtlichen Zwangsvollſtreckungen wegen Geld— 
forderungen gegen Landgemeinden (F. 15 zu 4 des Einführungsgeſetzes 
zur Deutſchen Civilprozeßordnung vom 30. Januar 1877, Reichs— 
Geſetzbl. S. 244). f 


Dritter Titel. 
Selbſtaͤndige Gutsbezirke. 


§. 122. 

Für den Bereich eines ſelbſtändigen Gutsbezirkes iſt der Beſitzer des Gutes 
zu den Pflichten und Leiſtungen, welche den Gemeinden für den Bereich ihres 
Gemeindebezirkes im öffentlichen Intereſſe geſetzlich obliegen, mit den hinſichtlich 
einzelner dieſer Leiſtungen aus den Geſetzen folgenden Maßgaben verbunden. 

Auf Beſchwerden und Einſprüche, betreffend die Heranziehung oder die 
Veranlagung von Grundbeſitzern und Einwohnern eines Gutsbezirkes zu den 
öffentlichen Laſten deſſelben, finden die Beſtimmungen im $. 38 dieſes Geſetzes 
ſinngemäße Anwendung. 

$. 123. 

Der Beſitzer eines ſelbſtändigen Gutes hat insbeſondere die in den $$. 90 
und 91 aufgeführten obrigkeitlichen Befugniſſe und Pflichten entweder in Perſon 
oder durch einen von ihm zu beſtellenden, zur Uebernahme des Amtes als Guts— 
vorſteher befähigten Stellvertreter auszuüben. Der letztere muß ſeinen beſtändigen 
Aufenthalt im Gutsbezirke oder in deſſen unmittelbarer Nähe haben. 

Es können jedoch auch außer dem im F. 86 Abſatz 4 vorgeſehenen Falle 
ſeitens des Beſitzers des Gutes ſämmtliche oder einzelne Gutsvorſtehergeſchäfte 
an den Vorſteher einer benachbarten Gemeinde unter Beider Zuſtimmung gegen 
eine angemeſſene Entſchädigung übertragen werden. 

Ehefrauen werden rückſichtlich der angeführten Rechte und Pflichten durch 
ihren Ehemann, Kinder unter väterlicher Gewalt durch ihren Vater und bevor— 
mundete Perſonen durch ihren Vormund oder Pfleger vertreten. 
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§. 124. 
Die Beſtellung eines Stellvertreters muß erfolgen, wenn: 


1) das Gut unverheiratheten oder verwitweten Beſitzerinnen, einer juriftifchen 
Perſon, einer Aktiengeſellſchaft, einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, 
einer Berggewerkſchaft oder einer eingetragenen Genoſſenſchaft gehört, 
oder wenn mehrere Beſitzer ſich nicht darüber einigen, wer von ihnen 
die Geſchäfte des Gutsvorſtehers wahrnehmen ſoll, 


2) der Gutsbeſitzer kein Angehöriger des Deutſchen Reichs iſt, 
3) derſelbe nicht ſeinen beſtändigen Aufenthalt im Gutsbezirke oder in 
deſſen unmittelbarer Nähe hat 
oder 


4) wegen Krankheit oder aus anderen in ſeiner Perſon liegenden Gründen 
außer Stande iſt, die Pflichten eines Gutsvorſtehers zu erfüllen. 


Auf den Antrag des Gutsbeſitzers kann ein Stellvertreter für den ernannten 
Gutsvorſteher beſtellt werden, welcher in Fällen der Behinderung des letzteren 
die Gutsvorſtehergeſchäfte wahrzunehmen hat. 

Für die von dem Hauptgute entfernt belegenen Theile eines ſelbſtändigen 
Gutsbezirkes kann von dem Kreisausſchuſſe die Beſtellung beſonderer Stell 
vertreter angeordnet werden, ſofern dies für eine ordnungsmäßige örtliche Ver⸗ 
waltung erforderlich iſt. 


$. 125. 


Der Gutsbeſitzer, ſowie deſſen Stellvertreter werden in der Eigenſchaft als 
Gutsvorſteher von dem Landrathe beſtätigt. Die Beſtätigung kann nur unter 
Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes verſagt werden. N 

Der Gutsvorſteher wird vor ſeinem Amtsantritte von dem Landrathe oder 
in deſſen Auftrage von dem Amtsvorſteher (Diſtriktskommiſſarius) vereidigt. 


$. 126. 


Unterläßt der Beſitzer des Gutes in den im F. 124 angegebenen Fällen 
oder wenn ihm die Beſtätigung als Gutsvorſteher verſagt worden iſt, die Be⸗ 
ftellung eines Stellvertreters, oder befindet er ſich nicht im Beſitze der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte, oder iſt er in Konkurs verfallen, ſo ſteht dem Landrathe unter 
Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes die Ernennung des Stellvertreters auf Koſten 
des Beſitzers zu. 


$: 127. 


Ueber die Feſtſetzung der dem ſtellvertretenden Gutsvorſteher in den Fällen 
des $. 126 zu gewährenden Vergütung beſchließt der Kreisausſchuß. 
(Nr. 9468.) 
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Vierter Titel. 


Verbindung nachbarlich belegener Gemeinden und ſelbſtaͤndiger Gutsbezirke 
behufs gemeinſamer Wahrnehmung kommunaler Angelegenheiten. 


§. 128. 

Landgemeinden und Gutsbezirke können mit nachbarlich belegenen Land— 
gemeinden oder Gutsbezirken zur Wahrnehmung einzelner kommunaler Angelegen— 
heiten nach Anhörung der betheiligten Gemeinden und Gutsbeſitzer durch Beſchluß 
des Kreisausſchuſſes verbunden werden, wenn die Betheiligten damit einver— 
ſtanden ſind. 

Wenn ein Einverſtändniß der Betheiligten nicht zu erzielen iſt, kann, ſofern 
das öffentliche Intereſſe dies erheiſcht, die Bildung eines ſolchen Verbandes durch 
den Oberpräſidenten erfolgen, nachdem die Zuſtimmung der Betheiligten im Be— 
ſchlußverfahren durch den Kreisausſchuß erſetzt worden iſt. 

Vorſtehende Beſtimmungen finden auf die Fälle der Veränderung der 
Verbände in ihrer Zuſammenſetzung ſowie der Auflöſung derſelben ſinngemäße 
Anwendung. 

$. 129. 

Bei der Bildung diefer Verbände ift auf die ſonſt beftehenden Verbände 
(Amtsbezirke, Kirchſpiele, Schul⸗,; Wegebau-, Armenverbände u. ſ. w.) thunlichſt 
Rückſicht zu nehmen. 

Es können dieſen Verbänden auf ihren Antrag mit Königlicher Genehmi— 
gung die Rechte öffentlicher Körperſchaften beigelegt werden. 


F. 130. 

Ueber die in Folge einer ſolchen Verbindung oder in Folge einer Aenderung 
der Zuſammenſetzung oder einer Auflöſung der Verbände nothwendig werdende 
Regelung der Verhältniſſe zwiſchen den Betheiligten beſchließt der Kreisausſchuß 
vorbehaltlich der denſelben gegen einander zuſtehenden Klage im Verwaltungsſtreit— 
verfahren. 

Bei dieſer Regelung find erforderlichenfalls Beſtimmungen zur Aus- 
gleichung der öffentlich- rechtlichen Intereſſen der Verbandsmitglieder zu treffen. 
Insbeſondere können einzelne Gemeinden oder Gutsbezirke zu Vorausleiſtungen 
verpflichtet werden, wenn diejenigen, mit welchen ſie verbunden werden ſollen, 
für gewiſſe Verbandszwecke bereits vor der Verbindung für ſich allein in genügen— 
der Weiſe Fürſorge getroffen haben oder aus anderen Gründen nur einen geringeren 
Vortheil von der Verbindung haben. 


$. 131. 
Die nach Maßgabe des F. 128 gebildeten Verbände find berechtigt, die 
Ausführung der in ihrem gemeinſamen Intereſſe liegenden Maßnahmen und 
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Veranſtaltungen auf gemeinſame Koſten zu beſchließen. Sie bilden in den Fällen, 
wo die Fürſorge für die öffentliche Armenpflege von ihnen übernommen oder 
ihnen auferlegt wird, Geſammtarmenverbände im Sinne des $. 12 des Geſetzes 
vom 8. März 1871 (Gejeg-Samml. S. 130). Auf die bereits beſtehenden 
Geſammtarmenverbände finden die Beſtimmungen dieſes Titels fortan ſinngemäße 
Anwendung. 

Im Uebrigen werden die Rechtsverhältniſſe der Verbände durch ein Statut 
geregelt, welches von den Betheiligten im Wege freier Vereinbarung feſtzuſtellen 
iſt und der Beſtätigung des Kreisausſchuſſes unterliegt. 


$. 132. 
Das Statut muß enthalten: 
1) die Bezeichnung derjenigen Gemeinden und ſelbſtändigen Gutsbezirke, 
welche den Verband bilden, 
2) die Bezeichnung der von dem Verbande wahrzunehmenden Angelegen— 
heiten, 
3) die Benennung des Verbandes und die Angabe des Ortes, wo deſſen 
Verwaltung geführt wird, 
4) die Feſtſetzung der Art und Weiſe, in welcher über die gemeinſamen 
Angelegenheiten des Verbandes Beſchluß gefaßt wird, 
5) eine Beſtimmung über die Wahl oder die ſonſtige Art der Berufung 
a „ſowie über die Vertretung des Verbandes nach 
ußen, 
6) die Beſtimmung des Maßſtabes für die Vertheilung der Beiträge zu 
den gemeinſamen Ausgaben auf die Verbandsmitglieder. 
Das Statut iſt durch das Regierungsamtsblatt und das Kreisblatt (§. 115 
Nr. 3) zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. Außerdem bleibt es der Beſchluß— 
faſſung der einzelnen Verbände überlaſſen, weiter noch die Bekanntmachung des 
Statuts auf anderem Wege anzuordnen. 


$. 133. 
Verbandsvorſteher können nur ſolche Perſonen ſein, bei welchen die Voraus⸗ 
ſetzungen zur Uebernahme des Amtes als Gemeinde- oder Gutsvorſteher vorliegen. 
Vertreter von Gemeinden können nur die zur Uebernahme des Amts als 
Gemeindeverordneter in denſelben befähigten Perſonen ſein. 
Selbſtändige Gutsbezirke werden durch den Beſitzer des Gutes, im Falle 
des $. 124 zu 1, 2 und 4 und F. 126 durch den Stellvertreter deſſelben vertreten. 


$. 134. 

Die Wahl des Verbandsvorſtehers bedarf, wenn der Gewählte nicht zugleich 
Gemeinde-, Guts⸗ oder Amtsvorſteher iſt, der Beſtätigung durch den Landrath 
unter ſinngemäßer Anwendung der Beſtimmungen des $. 84 dieſes Geſetzes. 
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Wird gegen die Gültigkeit der Wahl eines Verbandsvorſtehers, welcher 
nach der vorſtehenden Beſtimmung einer beſonderen Beſtätigung nicht bedarf, 
Einſpruch erhoben, ſo entſcheidet hierüber die Verſammlung der Verbandsmitglieder. 
Gegen den Beſchluß findet die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. 


$. 135. 
Den einzelnen Gemeinden bleibt die Aufbringung ihrer Antheile an den 
gemeinſamen Ausgaben nach Maßgabe ihrer Verfaſſung überlaſſen. 


$. 136. 
Auf Beſchwerden und Einſprüche, betreffend 


1) das Recht zur Mitbenutzung der öffentlichen Einrichtungen und Anſtalten 

des Verbandes, 

2) die Heranziehung der einzelnen Gemeinden und ſelbſtändigen Gutsbezirke 

zu den Beiträgen für Verbandszwecke, 
beſchließt der Verbandsvorſteher. Die Rechtsmittel und das Verfahren regeln 
ſich nach §§. 9 und 38. 
§. 137. 

Kommt ein Statut durch freie Vereinbarung der Betheiligten nicht zu 
Stande, ſo iſt daſſelbe nach Anhörung der letzteren durch den Kreisausſchuß feſt— 
zuſetzen. Hierbei kommen folgende Grundſätze zur Anwendung: 

Der Verband wird in ſeinen Angelegenheiten durch den Verbandsausſchuß 
und den Verbandsvorſteher vertreten. Der letztere iſt die ausführende Behörde. 

Der Verbandsausſchuß, welcher über alle Angelegenheiten des Verbandes 
zu beſchließen hat, beſteht aus Vertretern ſämmtlicher zu dem Verbande gehörigen 
Gemeinden und Gutsbezirke. Jede Gemeinde und jeder Gutsbezirk iſt wenigſtens 
durch einen Abgeordneten zu vertreten. 

Die Vertretung der Landgemeinden in dem Verbandsausſchuſſe erfolgt durch 
den Gemeindevorſteher, die Schöffen und, wenn deren Zahl nicht ausreichen ſollte, 
durch andere von der Gemeinde zu wählende Abgeordnete. 

Die Zahl der von jeder Gemeinde zu entſendenden Vertreter, ſowie der 
jedem Gutsbezirke einzuräumenden Stimmen bemißt ſich nach dem Geſammt— 
betrage der zu dem Zeitpunkte der Feſtſtellung des Statutes in den Gemeinde 
bezirken und von den Gutsbeſitzern zu entrichtenden direkten Staatsſteuern unter 
Mitberückſichtigung der nach Maßgabe des Geſetzes vom 27. Juli 1885 fingirt 
zu veranlagenden Steuerſätze der in §. 1 a. a. O. bezeichneten Perſonengeſammt⸗ 
heiten, juriſtiſchen und phyſiſchen Perſonen. 

Der Verbandsausſchuß wählt aus ſeiner Mitte einen Verbandsvorſteher 
und einen Stellvertreter deſſelben auf die Zeitdauer von ſechs Jahren nach den 
für die Wahl des Gemeindevorſtehers geltenden Vorſchriften (§F. 76 ff.) mit der 
Maßgabe hinſichtlich des §. 77, daß der Verbandsausſchuß aus ſeiner Mitte einen 
Wahlvorſteher wählt und von der Wahl von zwei Beiſitzern Abſtand nehmen kann. 
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Die Vertheilung der gemeinſamen Ausgaben erfolgt nach den im F. 21 
Abſatz 2 für die Vertheilung der Gemeindeabgaben vorgeſchriebenen Grundſätzen, 
ſofern nicht auf Grund des $. 130 eine andere Feſtſetzung ſtattfindet. 


$. 138. 

Die Beſtimmungen der $$. 128 bis 137 finden auch auf die Verbindung 
von Landgemeinden oder Gutsbezirken mit Stadtgemeinden ſinngemäße Anwendung 
mit den Maßgaben, daß an die Stelle des Kreisausſchuſſes der Bezirksausſchuß, 
an die Stelle des Landraths der Regierungspräſident tritt, und daß die Ver— 
tretung der Stadtgemeinden in den Verbandsausſchüſſen durch den Bürgermeiſter, 
den Beigeordneten (zweiten Bürgermeiſter), ſonſtige Magiſtratsmitglieder und 
erforderlichenfalls durch andere von der Stadtgemeinde zu wählende Abgeordnete 
erfolgt. 


Fünfter Titel. 
Aufſicht des Staates. 


$. 139. 

Die Aufſicht des Staates über die Verwaltung der Angelegenheiten der 
Landgemeinden, Gutsbezirke und Gemeindeverbände (Titel IV) wird unbeſchadet 
der in den Geſetzen geordneten Mitwirkung des Kreisausſchuſſes und des Bezirks— 
ausſchuſſes in erſter Inſtanz von dem Landrathe als Vorſitzenden des Kreis⸗ 
ausſchuſſes, in höherer und letzter Inſtanz von dem Regierungspräſidenten geübt. 

Beſchwerden bei den Aufſichtsbehörden in den vorbezeichneten Angelegen— 
heiten ſind in allen Inſtanzen innerhalb zwei Wochen anzubringen. 

F. 140. 

Beſchlüſſe der Gemeindeverſammlung, der Gemeindevertretung oder der 
Gemeindeverbände (Titel IV), welche deren Befugniſſe überſchreiten oder die Geſetze 
verlegen, hat der Gemeinde- oder Verbandsvorſteher, entſtehendenfalls auf An— 
weiſung der Auffichtsbehörde, mit aufſchiebender Wirkung unter Angabe der 
Gründe zu beanſtanden. Gegen die Verfügung des Gemeinde- (Verbands.) Vor— 
ſtehers ſteht der Gemeindeverſammlung (der Gemeindevertretung, der Verſammlung 
der Verbandsmitglieder) die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren zu. 

Die Aufſichtsbehörde ift nicht befugt, aus anderen als den vorſtehend an- 
gegebenen Gründen eine Beanſtandung von Beſchlüſſen der Gemeindeverſammlung, 
der Gemeindevertretung oder des Gemeindeverbandes herbeizuführen. 


$. 141. 

Unterläßt oder verweigert eine Landgemeinde, ein Gutsbezirk oder ein Ge⸗ 

meindeverband (Titel IV) die ihnen geſetzlich obliegenden, von der Behörde inner— 

halb der Grenzen ihrer Zuſtändigkeit feſtgeſtellten Leiſtungen auf den Voranſchlag 

zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, ſo verfügt der Landrath unter 
(Nr. 9468.) 


u 


Anführung der Gründe die Eintragung in den Voranſchlag oder die Feſtſtellung 
der außerordentlichen Ausgabe. 

Gegen die Verfügung des Landraths ſteht der Gemeinde, dem Beſitzer des 
Gutes, ſowie dem Verbande die Klage bei dem Bezirksausſchuſſe zu. 


$. 142. 
Durch Königliche Verordnung kann eine Gemeindevertretung aufgelöſt 
werden. Es iſt ſodann binnen ſechs Wochen, vom Tage der Auflöſungsverordnung 
ab gerechnet, eine Neuwahl anzuordnen. Bis zur Einführung der neugewählten 
Gemeindeverordneten beſchließt an Stelle der Gemeindevertretung der Kreisausſchuß. 


$. 143. 

Bezüglich der Dienſtvergehen der Gemeindevorſteher, der Schöffen, der 
Gutsvorſteher und der Verbandsvorſteher, ſowie der ſonſtigen Beamten der Land— 
gemeinden, Gutsbezirke und Gemeindeverbände kommen die Beſtimmungen des 
Geſetzes vom 21. Juli 1852 (Geſetz-Samml. S. 463) mit folgenden Maßgaben 
zur Anwendung: 

1) Die Befugniß, gegen dieſe Beamten Ordnungsſtrafen zu verhängen, 
ſteht dem Landrathe, und im Umfange des den Provinzialbehörden 
beigelegten Ordnungsſtrafrechts dem Regierungspräſidenten zu. 

Gegen die Strafverfügungen des Landraths findet innerhalb zwei 
Wochen die Beſchwerde an den Regierungspräſidenten, gegen die Strafe 
verfügungen des Regierungspräſidenten innerhalb gleicher Friſt die Be— 
ſchwerde an den Oberpräſidenten ſtatt. 

2) Gegen den auf die Beſchwerde in den Fällen zu 1 in letzter Inſtanz 
ergehenden Beſchluß des Regierungspräſidenten oder des Oberpräfidenten 
findet die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 

3) In dem Verfahren auf Entfernung aus dem Amte wird die Ein— 
leitung des Verfahrens von dem Landrath oder von dem Regierungs- 
präſidenten verfügt, und von denſelben der Unterſuchungskommiſſar und 
der Vertreter der Staatsanwaltſchaft ernannt. Als entſcheidende Dis— 
ziplinarbehörde erſter Inſtanz tritt an die Stelle der Bezirksregierung 
der Kreisausſchuß; an die Stelle des Staatsminiſteriums tritt das 
Oberverwaltungsgericht. Der Vertreter der Staatsanwaltſchaft bei dem 
Oberverwaltungsgericht wird von dem Miniſter des Innern ernannt. 

In dem vorſtehend zu 3 vorgeſehenen Verfahren iſt entſtehenden— 
falls auch über die Thatſache der Dienſtunfähigkeit der ländlichen Ge— 
meindebeamten Entſcheidung zu treffen. 


$. 144. 
Zuſtändig in erſter Inſtanz iſt im Verwaltungsſtreitverfahren für die in 
dieſem Geſetze vorgeſehenen Fälle, ſofern nicht im Einzelnen ein Anderes beſtimmt 
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iſt, der Kreisausſchuß. Die Friſt zur Anſtellung der Klage beträgt in allen 
Fällen zwei Wochen. 

Die Gemeindeverſammlung, die Gemeindevertretung, der Gemeindevorſtand 
und der Gemeindeverband (Titel IV) können zur Wahrnehmung ihrer Rechte im 
Verwaltungsſtreitverfahren einen beſonderen Vertreter beſtellen. 


$. 145. 

Auf Gemeindeverbände, denen eine Stadtgemeinde angehört (§. 138), 
finden an Stelle der $$. 139, 140, 141, 143, 144 die entſprechenden Vor⸗ 
ſchriften für Stadtgemeinden ($$. 7, 15, 19, 20, 21 des Geſetzes über die Zu⸗ 
ftändigfeit der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 
[Geſetz-Samml. S. 237) ſinngemäße Anwendung. 


Sechster Titel. 
Ausfuͤhrungs- und Uebergangsbeſtimmungen. 


$. 146. 

Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. April 1892 in Kraft. 

Mit dieſem Zeitpunkt treten alle entgegenſtehenden Beſtimmungen, ins⸗ 
beſondere die $$ 18 bis 78 Theil II Titel 7 Allgemeinen Landrechts, das Geſetz, 
betreffend die Landgemeindeverfaſſungen in den ſechs öſtlichen Provinzen der 
Preußiſchen Monarchie, vom 14. April 1856, die $$. 22 bis 45 ſowie der 
$. 53 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 in der Faſſung vom 
19. März 1881 und die $$. 24 bis 37 des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der 
Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 für die im 
§. 1 genannten Provinzen außer Kraft. Die Beſtimmungen der §. 51, 51a 
und 55a Abſatz 2 der Kreisordnung bleiben auch fernerhin in Kraft. 

Rechte und Pflichten, welche auf beſonderen Titeln des öffentlichen Rechts 
beruhen, bleiben inſoweit in Kraft, als dieſe Titel von den bisherigen allgemeinen 
und beſonderen geſetzlichen Vorſchriften, Ordnungen, Gewohnheitsrechten und 
Obſervanzen abweichende Beſtimmungen enthalten. Eine ſolche Abweichung wird 
nicht vermuthet. 

§. 147. 

Die bei Verkündigung dieſes Geſetzes bereits beſtehenden Ortsſtatuten, all- 
gemeinen Gewohnheitsrechte und Obſervanzen bleiben, ſoweit dieſes Geſetz orts— 
ſtatutariſche Regelung zuläßt, unbeſchadet der Beſtimmung in Abſatz 2, einſtweilen, 
längſtens auf drei Jahre, in Kraft. 

Bis zum Inkrafttreten eines Kommunalſteuergeſetzes, längſtens aber bis 
zum 1. April 1897, können die bei Verkündigung dieſer Landgemeindeordnung 
für Vertheilung der Gemeindeabgaben ſtatutariſch oder obſervanzmäßig beſtehenden 
Maßſtäbe durch Beſchluß der Gemeinde mit Genehmigung des Kreisausſchuſſes 
aufrecht erhalten werden. 
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$. 148, 

Soweit den Volksſchulen die Eigenſchaft von Gemeindeanſtalten beiwohnt, 
kommen in Anſehung derſelben die Beſtimmungen dieſes Geſetzes nur unter den 
aus den beſonderen Geſetzen über die Volksſchule ſich ergebenden Einſchränkungen 
zur Anwendung. 

$. 149. 

Der Miniſter des Innern erläßt die zur Ausführung dieſes Geſetzes er— 
forderlichen Beſtimmungen. 

Wegen der Vorbereitungen für die nothwendig werdenden Neuwahlen iſt 
alsbald nach der Verkündigung des Geſetzes Anordnung zu treffen. Die Vollmacht 
der bisherigen Mitglieder der beſtehenden Gemeindevertretungen erliſcht mit dem 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Geſetzes; doch bleiben dieſelben bis zur Einführung 
der neugewählten Gemeindeverordneten im Amte. 

Die zur Zeit des Inkrafttretens des Geſetzes im Amte befindlichen Gemeinde— 
vorſteher, Schöffen und ſonſtigen gewählten Gemeindebeamten verbleiben in dem— 
ſelben bis zum Ablauf ihrer Wahlperiode. Ingleichen verbleiben im Amte die 
beſoldeten Gemeindebeamten nach Maßgabe ihres Anſtellungsvertrages. 

Denjenigen Gemeindeangehörigen, welche zur Zeit des Inkrafttretens dieſes 
Geſetzes von einem Einkommen von mehr als 660 Mark bis ausſchließlich 
900 Mark zur Staatsſteuer eingeſchätzt und zu den Gemeindelaſten herangezogen 
ſind, ſteht in derjenigen Gemeindeverſammlung, welche erſtmalig über die Frei⸗ 
laſſung der im $. 13 erwähnten Perſonen von den Gemeindelaſten zu beſchließen 
hat, ein Stimmrecht nach Maßgabe des $. 48 Nr. 1 zu. Dieſe Beſchlußfaſſung 
iſt unmittelbar nach dem Inkrafttreten des Geſetzes herbeizuführen. 

Dieſe Beſtimmung findet auf die Wahlen in die Gemeindevertretung ſinn⸗ 
gemäße Anwendung. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Amſterdam, den 3. Juli 1891. 
(I. S.) Wilhelm. 
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